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« Zu meinen, dass 
sich mit der Stärkung 
der traditionell als 
links bezeichneten 
Parteien in Sachen 
Klimapolitik ernsthaft 
etwas ändert wird, 
wäre ein Irrtum.»

Perspektive
     Ökosozialismus

Dieser Sommer war geprägt von zwei grossen Bewegungen: der Frauen*streik am 
14. Juni war riesig und konnte mehr als 500’000 Menschen in der ganzen Schweiz auf 
die Strasse bringen. Und auch die Klimastreikbewegung hat in den letzten September-
wochen international erneut zu grossen Demonstrationen aufgerufen und hunderttau-
sende Menschen in zahlreichen Städten mobilisiert. In Bern waren an der nationalen 
Klimademo am 28. September mehr als 60’000 Menschen auf der Strasse.

Beide Bewegungen wurden von den Medien als die grossen Themen der Wahlen 
in der Schweiz beschrieben. Der Frauen*streik vom 14. Juni und vor allem die Kli-
mastreikbewegung haben auch die Wahlresultate beeinflusst. Noch nie haben sich so 
viele Frauen* zur Wahl gestellt und Parteien, welche sich traditionell mit dem Thema 
Umweltschutz befassen, haben von den Wahlen profitiert. Zu meinen, dass sich mit 
der Stärkung der traditionell als «links» bezeichneten Parteien die aktuelle «Klimapoli-
tik» radikal ändern wird und von Seiten des Staates ernsthafte Schritte zur Abwen-
dung der Klimakatastrophe gemacht werden, wäre ein Irrtum. Innerhalb des kapita-
listischen Wirtschaftssystems wird sich das Problem des Klimawandels 
und der anhaltenden Umweltzerstörung nicht beseitigen lassen. 
Es braucht einen Systemwandel und ein grundsätzliches Um-
denken innerhalb der Gesellschaft! Die auf unendliche 
Profitmaximierung ausgerichtete Wirtschaft und damit 
verbunden die von vielen liberalen Parteien propagier-
te Lösung des «grünen Kapitalismus» muss überwunden 
werden. In einer Welt mit begrenten natürlichen 
Ressourcen und fein aufeinander abge-
stimmten Ökosystemen, lässt sich keine 
ernstgemeinte Klimapolitik ver-
folgen und gleichzeitig auf 
unendliche finanzielle 
Gewinne setzen.

Die anhaltenden 
Proteste der Klima-
streikjugend zeigen, dass 
die Dringlichkeit des The-
mas und die Notwenigkeit 
des Handelns scheinbar 
von vielen Menschen 
wahrgenommen wer-
den. Die Proteste blei-
ben vor allem in Ländern wie 
der Schweiz, Deutschland und 
Schweden stark, welche zwar 
zu den Hauptakteuren der 
Ausbeutung natürlicher 

EDITORIAL
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Editorial & Inhalt

Ressourcen und des damit verbundenen Klimawandels 
gehören, sich jedoch mit ihrem Wohlstand und ihrer 
privilegierten Position im internationalen Machtgefüge 
länger vor den gravierenden Folgen schützen können.

In dieser Ausgabe der «antikap» wollen wir uns 
mit dem Thema Ökosozialismus als eine Alternative 
und antikapitalistische Perspektive im Kampf gegen 
den Klimawandel befassen und diesen Begriff mit an-
deren Themen wie beispielsweise Feminismus oder 
Marxismus zusammendenken. Dazu möchten wir 
u.a. das Manifest für einen Feminismus der 99% von 
Nancy Fraser, Cinzia Arruzza und Tithi Bhattacharya 
vorstellen, welches verschiedene antikapitalistische, 
marxistische und ökosozialistische Stossrichtungen 
mit feministischen Forderungen vereint. Welche öko-
sozialistische Perspektive gibt es? Wie lassen sich die 
Begriffe bzw. Bewegungen Ökologie und Feminismus 
verbinden? Ferner möchten wir die Klimastreikbewe-

gung, die Möglichkeiten der Organisation und die 
Formen des Protests behandeln. Wie geht es wei-

ter mit der Klimastreikbewegung in der 
Schweiz? Oder wie kön-

nen antikapitalisti-
sche Positionen in 
die Debatten zum 
Klimawandel ein-

gebracht werden?

Inhalt antikap Nr. 11
Die Macht der fossilen Industrie: Die Machen-
schaften der im Bereich Öl, Gas und Kohle tätigen Unter-
nehmen sind für einen Grossteil der globalen CO2-Emis-
sionen verantwortlich. Wenn wir die Klimakatastrophe 
abmindern wollen, müssen wir ihre Macht in Frage 
stellen.

Wie weiter? Die Klimabewegung ist eine Realität. Ihr 
Verdienst: die Politisierung der ökologischen Frage. Nach 
einem bewegten Jahr stellt sich die Frage: wie weiter, 
wohin und mit wem?

Ökofeminismus: Wieso wir feministische und ökologi-
sche Kämpfe zusammendenken und gemeinsam führen 
müssen, um den Kapitalismus zu überwinden.

Kapitalismusanalyse: Marx interessierte sich nicht 
nur für die Ausbeutung der Menschen. In seinen Analy-
sen erkannte er auch die umweltzerstörerische Tendenz 
des Kapitals.

Rechtsrutsch: Seit geraumer Zeit verschieben sich die 
politischen Koordinaten im globalen Kapitalismus immer 
weiter nach rechts. Was bedeutet dies für die radikale 
Linke?

Wahlabstinenz: Als überzeugter revolutionär-sozia-
listischer Nicht-Wähler wird man mit Anschuldigungen 
überhäuft. Eine Verteidigung.

Warum wir revolutionäre Parteien brauchen: 
Parteien können, wenn sie basisdemokratisch funktio-
nieren und teil realer sozialer Auseinandersetzungen 
sind, einen wichtigen Beitrag zum Aufbau antikapitalisti-
scher Bewegungen leisten.

Das feministische Manifest: Das Manifest «Femi-
nism for the 99%» von Cinzia Arruzza, Nancy Fraser und 
Tithi Bhattacharya ist seit dem Sommer 2019 in deut-
scher Übersetzung erhältlich. Wir möchten zusammen 
mit einer kurzen Buchrezension einen Blick auf den 
Frauen*streik vom 14. Juni 2019 zurückwerfen.

Rap von links: Vom Blick auf das grosse Ganze zum 
Güetzi in Kinderhand: Der Rapper Tommy Vercetti hat 
sein neues Album «No 3 Nächt bis Morn» veröffentlicht.
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Die Konzerne der 
fossilen Energieträger 
ins Blickfeld nehmen

PERSPEKTIVE ÖKOSOZIALSIMUS

Die Emissionen der Treibhausgase 
sind ausgesprochen ungleich verteilt, 
sowohl geographisch als auch organi-
satorisch. Wenige Grosskonzerne der 
Kohle-, Erdöl- und Gasindustrie verur-
sachen einen Grossteil der Emissionen. 
Darum muss die Klimabewegung diese 
Konzerne direkt an den Pranger stellen 
und ihre gesellschaftliche Aneignung 
offensiv einfordern. Nur auf dieser 
Grundlage lässt sich ein Prozess des 
umweltverträglichen Um- und Rück-
baus der gesamten fossilen Industrie 
organisieren.
von Christian Zeller
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1. Strategische Orientierung suchen
Die Erderwärmung stellt die Menschheit vor die grösste 

Herausforderung. Die internationale Klimabewegung hat in 
verschiedenen Ländern die politische Landschaft grundlegend 
verändert. Mit den riesigen Demonstrationen stellt eine neue 
Generation entschlossen und global sichtbar ihre eigene politi-
sche Tatkraft unter Beweis. Die Klimabewegung hat das Potenti-
al, das gesellschaftliche und politische Kräfteverhältnis weltweit 
zu verändern. Die Klimabewegung fordert mit immer grösserer 
Vehemenz einen radikalen Politikwechsel. Allerdings weigern 
sich die Regierungen, wirksame Massnahmen gegen die Erd-
erwärmung und die daraus resultierende Klimakatastrophe zu 
ergreifen. Sie widersetzen sich jedem Schritt, der die Wettbe-
werbsposition des Kapitals in ihrem Land schwächen könnte. 

Das am 9. Oktober von der deutschen Regierung vorgelegte 
Klimagesetz zeigt mit aller Deutlichkeit, dass die Regierungen 
nichts beschliessen, was die Wettbewerbsfähigkeit der grossen 
Konzerne im Land beschneiden würde. Angesichts der herauf-
ziehenden Wirtschaftskrise und der geoökonomischen Span-
nungen zwischen den grossen Wirtschaftsblöcken werden die 
mächtigsten Kapitalgruppen die Regierungen weiterhin unter 
Druck setzen, ihre Politik auf das Primat der Wettbewerbsfä-
higkeit auszurichten. Gleichzeitig treiben wichtige Kapitalfrak-
tionen das Projekt einer «grünen Modernisierung» voran. Die 
Integration grüner Parteien in die Regierungsverantwortung 
soll helfen, dieses Projekt abzustützen und der Klimabewegung 
ihre potentielle Radikalität zu nehmen. Die herrschenden Klas-

sen werden im Verbund mit Grünen Parteien die Kosten der 
«grünen Modernisierung» auf die Masse der Lohnabhängigen 
abwälzen wollen. Das wiederum wird reaktionären, national-
konservativen und (post-)faschistischen Kräften die Gelegenheit 
bieten, mit einer antiökologischen Rhetorik unter den Lohnab-
hängigen Einfluss zu gewinnen. Möglicherweise werden auch 
Teile der Gewerkschaften dafür empfänglich sein. Umso wich-
tiger ist es, eine ökosozialistische Klassenperspektive zu entwi-
ckeln und sich organisatorisch in der Klasse der Lohnabhängi-
gen zu verankern.

Darum ist es wichtig, sich mit jenen auseinanderzusetzen, 
die seit der Durchsetzung des fossilen Kapitalismus für die 
grössten Treibhausgas-Emissionen verantwortlich sind. Das sind 
die grossen Kohle-, Erdöl- und Gaskonzerne der Welt. Hier gilt 
es, konkrete Forderungen für einen industriellen Umbau zu ent-
wickeln.

2. Fossiler Kapitalismus und seine Konzerne
Die Erderwärmung ist ein Resultat der Durchsetzung der 

kapitalistischen Produktionsweise und der Industrialisierung. 
Bis zur Industrialisierung gab es keinen Anstieg der atmosphä-
rischen CO2-Konzentration. Erst die massive Verwendung zu-
nächst von Kohle und dann von Erdgas und Erdöl als zentrale 
Energiequellen liessen den CO2-Ausstoss markant ansteigen. 
Ohne Einsatz der fossilen Energieträger hätte sich die kapitalis-
tische Industrialisierung nicht durchsetzen können. Die diesem 
Produktionssystem entstammenden Treibhausgasemissionen 

Emissionen der grössten fossilen Konzerne gemessen in Milliarden 
Tonnen CO2-Äquivalenten und ihr Anteil in Prozent von 1965 bis 2017

Quelle: Matthew Taylor and Jonathan Watts: 
Revealed: the 20 firms behind a third of all carbon 
emissions. The Guardian, 9. Oktober 2019. https://
www.theguardian.com/environment/2019/oct/09/
revealed-20-firms-third-carbon-emissions

Die Konzerne der fossilen Energieträger ins Blickfeld nehmen
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haben laufend zugenommen. Weltweit beruhen gegenwär-
tig etwas mehr als 80% des Energiekonsums auf Kohle, Öl 
und Gas (ExxonMobil 2018: 12f). Die fossilen Treibstoffe 
sind die grösste Quelle der gesellschaftlich produzierten 
Treibhausgase. Auf die Industrie der fossilen Treibstoffe 
gingen im Jahr 2015 rund 70% der gesellschaftlich produ-
zierten Treibhausgasemissionen zurück (Griffin 2017: 7).

Die rasche wirtschaftliche Entwicklung Chinas und 
die völlig ungenügende Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen in den USA, Australien und Europa haben dazu 
geführt, dass die CO2-Emission seit 1988, dem Jahr der 
ersten internationalen Klimakonferenz des Weltklimarats, 

stärker zugenommen haben, als von Beginn der Industria-
lisierung bis 1988 (Griffin 2017: 7; Heede 2019). Das Pro-
blem hat sich also in den letzten drei Jahrzehnten massiv 
verschärft, trotz aller Konferenzen und Bekenntnisse der 
Regierungen. All die internationalen Klimakonferenzen 
der Regierung haben den Eindruck vermittelt, es werde 
gehandelt. Eine Trendumkehr geschah jedoch nicht, ganz 
im Gegenteil.

Die Konzerne der Kohle-, Erdöl- und Erdgasindustrie 
stehen am Anfang zahlreicher Wertschöpfungsketten in 
den meisten Industrien. Deshalb überrascht es nicht, dass 
gerade die Konzerne, die in diesem Bereich tätig sind, für 
die Mehrheit der Treibhausgasemissionen verantwortlich 
sind, obgleich sie diese nicht alle selber in die Atmosphäre 
ausstossen. Den unmittelbaren Ausstoss des CO2 tätigen 
die Energiekonzerne, die weiterverarbeitende Industrie 
und die Konsument*innen, wenn sie Auto fahren oder ihre 
Wohnungen heizen. Weil es in der kapitalistischen Pro-
duktionsweise eine Tendenz zur Zentralisation des Kapi-
tals gibt, dominieren transnationale Konzerne den fossilen 
Energiesektor. Daraus ergibt sich auch eine starke orga-
nisatorische Konzentration der Produktion der CO2-Emis-
sionen. 

Das Climate Accountability Institute fand in einer 
kürzlich veröffentlichen Studie heraus, dass die grössten 
20 Konzerne des fossilen Sektors in der Zeit von 1965 bis 
2017 gemeinsam 480 Milliarden Tonnen CO2- und Me-
than-Emissionen verursachten. Das entspricht 35% aller 

Die Ölreserven, die technisch und wirtschaftlich zu gewin-
nen sind, werden gegenwärtig auf etwa 1,77 Billionen (2012) 
Barrel geschätzt. Dazu kommen allerdings nochmals dop-
pelt so grosse Reserven, die nachgewiesen, aber technisch 
und wirtschaftlich derzeit nicht nutzbar sind (Blickpunkt 
Öl 2019). Beim gegenwärtigen Ölpreis (Brent) von rund 60 
USD per Barrel ergäbe das einen Wert von 106,2 Billionen 
USD. Zum Vergleich: Das globale Bruttoprodukt (die Sum-
me der Bruttoinlandprodukte aller Länder) betrug im Jahr 
2018 84,7 Billionen US Dollar. Ein anderer Vergleich: Der 
Credit Suisse Global Wealth Report veranschlagte den glo-
balen Reichtum im Jahr 2018 auf 317 Billionen US Dollar.

Die Werte der Erdölreserven sind also riesig. Die grossen 
Konzerne betrachten diese Erdölreserven als ihr Kapital. 
Sie werden auf dieses Kapital freiwillig nicht verzichten, 
denn sie haben bereits riesige Milliardeninvestitionen zur 
Förderung und Nutzung dieser Ölreserven getätigt und er-
warten den entsprechenden Return on Investment.

In einem zweiten Schritt lässt sich abschätzen, wieviel 
CO2-Emissionen entstünden, wenn diese Erdölreserven 
tatsächlich gefördert und verbrannt würden. Aus 3,15 Bar-

rel Rohöl beziehungsweise aus 429 l Benzin und 360 l Die-
sel entsteht im Durchschnitt 1t CO2. Dividieren wir nun die 
1,77 Billionen Barrel Erdölreserven durch 3,15 Barrel erge-
ben sich 562 Mrd. Tonnen. Es würden also 562 Gigatonnen 
CO2 entstehen, wenn die Konzerne die derzeit wirtschaft-
lich nutzbaren Ölreserven verbrennen würden. Dabei sind 
die weitere Verbrennung von Kohle und Gas sowie die 
emissionsreiche Zementproduktion noch nicht einmal ein-
gerechnet.

Doch gemäss IPCC darf die Weltgesellschaft ohnehin nur 
noch maximal 420 Gigatonnen CO2 ausstossen, um eine 
50% Chance zu haben, die Erderwärmung auf 1,5°C zu be-
grenzen. Derzeit emittiert die Weltgesellschaft jährlich 42 
Gigatonnen CO2. Fahren wir Menschen so weiter, müssten 
wir 2030 weltweit abrupt alle fossil betriebenen Verbren-
nungsmotoren abstellen, in der Landwirtschaft keinen 
Kunstdünger mehr einsetzen und keinen Zement mehr 
produzieren. Schon alleine die Vorstellung dieses Szena-
rios mutet absurd an. Die einzige Antwort: Wir müssen ab 
sofort die Gesellschaft dekarbonisieren und dabei die Koh-
le, das Öl und das Gas ab sofort unter dem Boden lassen.

Wert der Ölreserven und potentielle CO2-Emissionen

Die Konzerne der fossilen Energieträger ins Blickfeld nehmen

«Die grössten 20 Konzerne des fos-
silen Sektors verursachten von 1965 bis 
2017 480 Milliarden Tonnen CO2 und Me-
than. Das entspricht 35% aller weltwei-
ten Emissionen aus fossilen Treibstoffen 
und aus der Zementproduktion in diesem 
Zeitraum.»
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weltweiten Emissionen aus fossilen Treibstoffen und aus der 
Zementproduktion in diesem Zeitraum, die sich auf 1,35 
Billionen Tonnen CO2 beliefen. Das Climate Accountability 
Institute hat mit einer umfangreichen Datenbank eine noch 
längere und breitere Betrachtung anlegt und kommt zum 
Schluss, dass 103 Konzerne der fossilen Treibstoffindustrie 
und der Zementindustrie knapp 70% (1221 Gigatonnen CO2 
equivalent) aller weltweiten Emissionen seit 1751 emittier-
ten. Davon waren alleine die grössten 20 Emittenten für 30% 
(526 Gigatonnen CO2) aller Emissionen aus dem fossilen 
Sektor und der Zementindustrie verantwortlich. Diese Kon-
zerne tragen also eine zentrale Verantwortung für die bishe-
rige Entwicklung und für alle Anstrengungen, die Emissionen 
zu reduzieren (Heede 2019; vgl. auch die Studie von Griffin 
2017: 8).

Allerdings zeigen die Konzerne der fossilen Energieträger 
nicht die geringste Bereitschaft, ihre Strategien grundlegend 
zu verändern und auf die weitere Extraktion- und Verbren-
nung von Kohle, Öl und Gas zu verzichten. Eine Studie des 
Erdölkonzerns ExxonMobil schätzt, dass der Anteil der fossi-
len Energieträger um nur wenige Prozentpunkte auf etwas 
unter 80% im Jahr 2040 sinken werde (ExxonMobil 2018: 
12f). Das sind gute Aussichten für die fossile Industrie, ka-
tastrophale Entwicklungen für die Menschen und Natur, die 
unter der Erderwärmung leiden werden.

ExxonMobil geht davon aus, dass die globale Energie-
nachfrage von 2016 bis 2040 um 25% ansteigen wird. Das 
wäre so, als würde man den Energieverbrauch eines weiteren 
Nord- und Südamerika zur heutigen Energienachfrage dazu-
fügen. Damit würden auch die energiebedingten CO2-Emissi-
onen bis 2040 ansteigen (ExxonMobil 2018: 6, 30). Sollte ein 
solch ausgeprägtes Wachstumsszenario eintreten, führt das 
direkt zu einer umfassenden Klimakatastrophe. Bemerkens-
wert ist, dass Forscher*innen im Dienste von Exxon bereits 
1982 die Zunahme der CO2-Konzentration der Atmosphäre 
erstaunlich genau voraussagten. Was den Konzern aller-
dings nicht daran hindert, die Öffentlichkeit jahrelang über 
die Konsequenzen dieser Zunahme der atmosphärischen 
CO2-Konzentration zu belügen (Der Spiegel 2019).

Doch nicht nur die Kohle-, Öl- und Gaskonzerne profitie-
ren davon, dass das gesamte kapitalistische Produktionssys-
tem auf fossilen Energieträgern beruht. Nicht überraschend 
haben die Eigentümer von Aktien der Unternehmen im fossi-
len Energiebereich vom Wachstum dieses Sektors stark profi-
tiert. Die Anzahl der Milliardäre, die am Öl-, Gas- und Kohle-
geschäft verdienen, stieg zum Zeitpunkt der Klimakonferenz 
in Kopenhagen 2010 bis zur Pariser Klimakonferenz 2015 
von 54 auf 88. Der Wert ihrer kombinierten Vermögensbe-
stände kletterte im gleichen Zeitraum um rund 50% von 200 
Milliarden auf 300 Milliarden USD an (Oxfam 2015: 11). 

Die Konzerne der fossilen Energieträger ins Blickfeld nehmen

Quelle: OWID based on CDIAC & Global Carbon Project (GCP): https://ourworldindata.org/co2-and-other-greenhouse-gas-emissions.
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Die kumulierten CO2-Emis-
sionen sind die Summe 
aller jährlichen Emission 
seit 1751. Sie zeigen, dass 
die frühindustrialisierten 
imperialistischen Länder 
die Hauptverantwortung für 
die Erderwärmung tragen. 
Die Verantwortung Chinas 
nimmt allerdings rasch zu.



Die 10 umsatzstärksten Unternehmen der Welt  (in Milliarden US Dollar)

Rang Unternehmen    Land   Umsatz  Branche

1 Walmart     USA    500,343   Handel

2 State Grid     Volksrepublik China  348,903   Versorger

3 Sinopec      Volksrepublik China  326,953   Öl und Gas

4 China National Petroleum   Volksrepublik China  326,008  Öl und Gas

5 Royal Dutch Shell    Niederlande   311,870   Öl und Gas

6 Toyota      Japan   265,172  Automobil

7 Volkswagen     Deutschland   260,028   Automobil

8 BP      Grossbritannien   244,582  Öl und Gas

9 ExxonMobil     USA    244,363   Öl und Gas

10 Berkshire Hathaway    USA    242,137   Holding 

Die Macht der fossi-
len Industrie: Von den 
10 umsatzstärksten 
Unternehmen der Welt 
sind 8 im fossilen Be-
reich tätig. State Grid 
(Platz 2) ist ein chinesi-
scher Energiekonzern, 
Berkshire Hathaway 
(Platz 10) investiert 
ebenfalls in fossile 
Energieträger.
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Das heisst, das anlagesuchende Finanzkapital und die Staaten 
zentralisieren über die Dividenden und Aktienpreissteigerun-
gen einen beträchtlichen Teil der Profite dieser Konzerne. Alle 
grossen Investmentunternehmen – wie beispielsweise Black-
rock und Vanguard – sind an Konzernen der fossilen Industrie 
beteiligt. In der Schweiz müsste man genauer untersuchen, 
wie stark die grossen Pensionskassen ihre Portfolios mit Ak-
tien der fossilen Industrie anreichern.

3. Strategische Herausforderung
Die Zeit ist knapp. Der Weltklimarat (IPCC) fordert, dass 

die Emissionen sofort weltweit zurückgehen müssen: bis 2030 
um 45% und bis 2050 auf Netto Null. Nur damit könne die 
Weltgesellschaft mit einer Wahrscheinlichkeit von bloss 50% 
die Temperatursteigerung auf maximal 1,5° C gegenüber der 
vorindustriellen Zeit begrenzen. Diese Zahlen berücksichtigen 
die historische Schuld der frühindustrialisierten Länder aller-
dings nicht. Viele Klimaforscher*innen argumentieren, dass 
die Treibhausgas-Emissionen noch wesentlich drastischer zu-
rückgehen müssen, um dieses Ziel zu erreichen. Sie kritisie-
ren, dass der IPCC seine Empfehlungen massiv abschwäche, 
um den Regierungen nicht zu stark auf die Füsse zu treten.

Die fossilen Konzerne agieren weltweit. Sie verfügen nicht 
nur über eine enorme Kapitalmacht, sondern auch über weit-
reichenden politischen Einfluss. Keine Regierung hat gegen-
wärtig den Willen, sich den Interessen dieser Industrie ent-
gegenzustellen. Bislang richtet sich die Klimabewegung an 
die Regierungen mit der Forderung, diese sollten endlich han-
deln. Das genügt nicht. Die Klimabewegung muss die fossilen 
Energiekonzerne und die Finanzunternehmen, die sie finan-
zieren, direkt anprangern und ihre Glaubwürdigkeit in Frage 
stellen. Für die Automobilindustrie gilt das gleichermassen. 
Die Netzwerke Ende Gelände und Verkehrswende praktizie-
ren diese Strategie bereits ziemlich erfolgreich. 

Breite Teile der Bevölkerung sind dafür zu gewinnen, die 
fossilen Konzerne einschliesslich der Autokonzerne und der 
Finanzkonzerne auf demokratische Weise gesellschaftlich an-
zueignen. Nur auf dieser Grundlage ist es möglich, diese Kon-
zerne kontrolliert und entsprechend den gesellschaftlichen 

Anliegen runterzufahren und komplett umzubauen. Dieser 
Rück- und Umbau bedeutet, dass sehr viele Menschen sich 
beruflich umorientieren müssen. Nur wenn sich diese Konzer-
ne in gesellschaftlichem Eigentum befinden und demokratisch 
durch die Gesellschaft kontrolliert werden, ist es möglich zu 
garantieren, dass der erforderliche Rück- und Umbau nicht zu 
tiefen gesellschaftlichen Krisen führt. Die Konzerne müssen 
sich der Erforschung und Erzeugung erneuerbarer Energien 
zuwenden und umfassende Konzepte zur massiven Reduktion 
des gesamten Energieverbrauchs ausarbeiten. Dabei müssen 
die Arbeitsplätze erhalten bleiben. Für ein solches Umbau-
programm muss die Klimabewegung allerdings die Gewerk-
schaften in den entsprechenden Sektoren gewinnen. Die Be-
schäftigten verfügen über ein spezialisiertes Wissen und über 
umfangreiche Erfahrungen. Diese müssen in diesen komple-
xen und radikalen Umbauprozess einfliessen.
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Was macht die 
Bewegung 
für den 
Sozialismus?

Lesekreis Basel: Faschismus und Neue Rechte
Rechte Bewegungen berufen sich auf nationale und/oder religiöse Identitäten, hetzen 
gegen Frauen, Minderheiten und Geflüchtete und geben vor, gegen die korrupten Eliten 
und für die einfachen Leute zu sein.

Aber wie lassen sich diese rechten Bewegungen politisch einordnen und bekämpfen? 
Sind sie lediglich Ausdruck eines stärker werdenden Nationalismus oder stellen sie eine 
reelle faschistische Bedrohung dar? Worin unterscheiden sich Rechtsnationalismus 
und Faschismus und welche Konsequenzen hat dies für unseren Widerstand gegen sie?

In unserem offenen Lesekreis wollen wir nicht nur einen Blick auf aktuelle Beispiele in 
verschiedenen Ländern werfen, sondern uns auch mit der Entstehung und der theoreti-
schen Verortung faschistischer Bewegungen auseinandersetzen. Der Einstieg ist jeder-
zeit möglich. Hast du Interesse? Dann schreibe uns eine Mail an basel@sozialismus.ch.

BFS Jugend in Zürich
Wir sind junge, linke Aktivist*innen im Umfeld der BFS und engagieren uns gegen jegliche 
Form von Ungleichheit und Ausbeutung der Lohnabhängigen, Frauen*, Migrant*innen, 
Studierenden, Schüler*innen und Lehrlinge.

Unserer Meinung nach basiert die kapitalistische Gesellschaft auf einer Trennung in 
eine besitzende Minderheit (Unternehmer*innen, Grossgrundbesitzer*innen) und eine 
lohnabhängige Mehrheit. Im Kapitalismus zählen weder menschliche, solidarische noch 
umweltfreundliche Werte, sondern einzig der Profit: Konkurrenz, Krisen und Kriege sind 
die Folgen.

Aus diesem Grund stellen wir den Kapitalismus als Ganzes in Frage und kämpfen für 
eine andere Gesellschaft. Eine Gesellschaft, in der wir auch in den Schulen und an den Ar-
beitsplätzen demokratisch mitbestimmen können und die Bedürfnisse von allen befrie-
digt werden. Um uns über Themen, die uns als Jugendliche beschäftigen und betreffen, 
austauschen zu können, treffen wir uns regelmässig zu Sitzungen. Wenn du Lust hast, an 
ein Treffen von uns zu kommen, dann schreib uns doch an: jugend@bfs-zh.ch

«Das Andere Davos»
Auch diesen Januar findet in Davos das World Economic Forum (WEF) statt. Dieses Tref-
fen vereint die mächtigsten «Wirtschaftsführer», einflussreiche Politiker*innen sowie die 
Verantwortlichen von internationalen Institutionen wie IWF, WTO oder EZB. Die Organi-
sator*innen und Teilnehmer*innen des WEF versuchen der Öffentlichkeit zu zeigen, dass 
sie ernsthaft an der Lösung gesellschaftlicher Probleme interessiert seien. Dabei sind 
es gerade sie, die als Repräsentant*innen der kapitalistischen Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung täglich Armut und Unterdrückung verursachen und die Verantwortung 
für die Zerstörung unserer Umwelt tragen.

Um eine Gegenöffentlichkeit zum WEF zu schaffen, organisiert die BFS in Zürich 
am Freitag, 17. Januar und Samstag, 18. Januar 2020 wie jedes Jahr ein alternatives 
Forum – das Andere Davos.

Am diesjährigen Anderen Davos stellen wir die weltweiten Klimastreiks und ökosozia-
listische Perspektiven ins Zentrum der Debatten. Zusammen mit der globalen femi-
nistischen Bewegung, welche in der Schweiz am 14. Juni 2019 im historischen Frau-
en*streik ihren Ausdruck fand, geben die Klimastreiks und die vielfältigen ökologischen 
Proteste Anlass zur Hoffnung. In diesen Bewegungen können wir die Konturen einer 
solidarischen, feministischen und ökologischen Welt erkennen. Deshalb sagen wir wie 
schon beim ersten Anderen Davos 1999: Eine andere Welt ist möglich – system change 
not climate change!
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Die Politisierung der ökologischen Frage
Möchte man die Erfolge der Klimabewegung bilanzieren, 

sticht etwas besonders ins Auge: Die Klimabewegung hat 
es geschafft, die ökologische Frage zu politisieren. War die 
Frage nach einem nachhaltigen Leben bislang beschränkt 
auf individuelle Konsumentscheidungen, wurde sie von den 
streikenden Schüler*innen auf die Strasse getragen und zu 
einer politischen Frage gemacht. Nicht die Individuen, son-
dern die Gesellschaft hat sich des Problems anzunehmen. 
Dass es gerade die Jugend ist, welche die Frage nach der Zu-
kunft des Blauen Planeten politisiert, erstaunt nicht. Denn 
die Klimafrage ist ein Jugendthema. Durch die zeitliche Ver-
setzung der Verursachung des Klimawandels und des Ein-
tretens der Folgen, sind es vor allem die junge Menschen, 
die in Zukunft davon betroffen sein werden. 

Die institutionelle Politik
Doch das Thema der Klimakatastrophe auf die Tages-

ordnung zu setzen, reicht alleine noch nicht aus. Die Fra-
ge, wie die ökologischen Bestrebungen umgesetzt werden 
können, ist von zentraler Bedeutung. Dabei kommt auch 
die Frage nach der Bedeutung der institutionellen Politik 
ins Spiel. So schrieb der Klimastreik über die «Demo des 
Wandels» vom 28. September 2019 auf seiner Homepage, 
dass es das Ziel sei, den Politiker*innen klar zu machen, 
worum es gehe. Gleichzeitig fällt das Fazit nach dem Be-
such von Klimastreikaktivist*innen bei der Bundesrätin Si-
monetta Sommaruga ernüchternd aus. Die Aktivist*innen 
halten fest, «dass sich die Schweizer Politik nicht so schnell 
vom Fleck bewegen wird». An wen soll man sich also rich-
ten? Ist das politische auf der Stelle treten die Schuld von 

Sommaruga, welche den Ernst der Lage verkennt? Vielleicht 
ein kleines Bisschen. Doch die Untätigkeit des politischen 
Betriebs hat viel tiefer liegende Gründe. Die Klimakrise hat 
System. 

Es wird nichts gehen...
Der Kern der Ursache für die Untätigkeit der institutio-

nellen Politik liegt nicht bei Einzelpersonen. Die Klimaka-
tastrophe ist eingeschrieben in die DNA von Institutionen, 
die wir uns heute gar nicht mehr zu hinterfragen trauen. 
Eine dieser Institutionen ist der in der Verfassung garantier-
te Schutz des Privateigentums. Was gut tönt, ist die Ursache 
dafür, dass Konzerne ungestört unsere Lebensgrundlage 
zerstören können. Es ist der Schutz des Privateigentums, 
der verhindert, dass gesellschaftlich darüber bestimmt wer-
den kann, unter welchen Bedingungen welche Güter produ-
ziert werden sollen. Dass solche Institutionen nicht hinter-
fragt werden, führt auch zu den bizarren Situationen, dass 
Parlamente in Beschlüssen die existenzielle Bedrohung der 
Klimakatastrophe anerkennen und im gleichen Zug völlig 
untaugliche und verantwortungslose Gesetze verabschieden 
können.

Die Klimakatastrophe lässt sich nicht mit Alibiübungen 
bekämpfen. Was es braucht, sind radikale Vorschläge und 
eine tiefgreifende Umgestaltung der kapitalistischen Wirt-
schaftsweise. Doch dabei hilft uns kein Parlament. Die Alter-
native müssen wir schon selber formulieren.

...wenn wir es nicht bewegen!
Doch was können wir tun, wenn die Klimakatastrophe 

in die DNA der Institutionen eingeschrieben ist? Was es 

Perspektiven der 
Klimabewegung
Ein Jahr ist mittlerweile vergangen, seit die Schulstreiks für das Klima 
ihren Anfang genommen haben. Die Medien reagierten ungläubig auf die 
Kontinuität, mit der die Bewegung immer wieder und immer mehr Men-
schen auf die Strasse brachte. Mittlerweile steht die Klimafrage auf der 
Tagesordnung und die Bewegung vor wichtigen Weichenstellungen.
von David Balourd (BFS Basel)

PERSPEKTIVE ÖKOSOZIALSIMUS
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braucht, um die Dinge zu bewegen, ist eine breite Bewegung. 
Wir müssen uns mit allen, die dazu bereit sind, gegen den 
kapitalistischen Wahnsinn wehren, der zur Klimakatastrophe 
führt. Wir müssen interne Diskussionen über die Ursache der 
Klimakatastrophe fördern. Wir müssen nach Alternativen su-
chen und selber Vorschläge machen und uns nicht der Hoff-
nung hingeben, dass uns die Wissenschaft oder «die Politik» 
das abnehmen wird. Die Bewegung ist der Ort der Politik! 

Gleichzeitig dürfen wir nicht übersehen, dass nicht alle 
auf unserer Seite stehen. Dass es mächtige Interessen gibt, 
die sich keinen Dreck ums Klima scheren. Manche profitieren 
ganz gut von der Katastrophe und sind überzeugt, dass sie 
das auch in Zukunft tun können. An diesem Punkt sollten wir 
betonen, dass Ökologie eben doch eine Frage von Oben und 
Unten ist. Eine Frage, bei der die Interessen von der Gesell-
schaft insgesamt nicht mit den Profitinteressen der Wenigen 
vereinbar sind. Wenn wir gesellschaftliche Alternativen vor-
schlagen, wird man uns Radikalismus vorwerfen. Diesen Vor-
wurf sollten wir uns zu Herzen nehmen, denn radikal heisst 
nichts anderes, als Probleme an der Wurzel zu greifen. 

Perspektiven suchen
Manche werden jetzt einwenden, dass die Bewegung 

schon gut war, um den Druck aufzubauen, da sie jedoch ir-
gendwann abnehmen werde, müsse die institutionelle Politik 
übernehmen. Dass die Bewegung wohl irgendwann abfla-
chen wird, stimmt tatsächlich. Doch die Antworten auf den 
möglichen Rückgang der Bewegung sind nicht die bürgerli-
chen Parteien, deren Untätigkeit sie erst hervorgebracht hat. 

Eine Möglichkeit, wie wir dem Abflachen begegnen kön-
nen, ist langfristig zu denken. So dringend die Krise auch ist, 

es braucht einen langen Atem, um sie zu bekämpfen. Verla-
gern wir den Blick auf gesamtgesellschaftliche Verhältnisse. 
Bilden wir organisatorische Zusammenhänge, welche den 
Kern der Bewegung am Leben halten können, ohne einen 
Führungsanspruch zu übernehmen. 

Gleichzeitig brauchen wir ambitionierte, provokative Pro-
jekte und Aktionen. Wir sind nicht brav und wir müssen nicht 
allen gefallen. Vertrauen wir auf unsere eigene Kraft. Wir 
stellen Grundsatzfragen und wir stellen sie laut! Doch mit 
diesen Fragen wird es auch nötig sein, sich in einem grösse-
ren Zusammenhang zu verorten. Die ökologische Frage lässt 
sich nicht in einem Land lösen. Berufen wir uns auf die lange 
Tradition des Internationalismus der Linken. Stärken wir die 
internationalen Bewegungen und den Austausch.

By 2020 we rise up!
Eine Möglichkeit dazu ist die Kampagne By 2020 we rise 

up. Diese hat zum Ziel, die verschiedenen Initiativen und 
Gruppen zusammenzubringen und die verschiedenen Kämpfe 
zu verbinden. Die Absicht ist eine «langfristige Eskalation von 
Aktionen für Klimagerechtigkeit und einen Systemwandel» in 
das Jahr 2020 hinein und während des Jahres. Das kann eine 
Orientierung bieten. In den Worten der Initiative: «Die Aus-
sicht auf Massenaktionen fördert und festigt neue Allianzen. 
Lokale Gruppen werden durch den grösseren Kontext, in den 
ihre Aktivitäten eingebunden sind, und das Ziel der Eskala-
tion 2020 inspiriert. Der Massenaufstand holt das Momentum 
durch dezentralisierte Aktionen über das ganze Jahr hinweg 
auf unsere Seite. Die Erwartung, dass etwas Grosses passie-
ren wird, verbreitet sich immer weiter…»



Endliche Ressourcen und unbezahlte Frauenarbeit sind auf mehre-
re Arten verbunden. Erstens stellen die kostenlose Nutzung beider 
Grundpfeiler des kapitalistischen Wirtschaftens dar. Zweitens wird die 
kostenlose oder billige Nutzung der Frauenarbeit und der endlichen 
Ressourcen auf gleiche Weise gerechtfertigt. Und drittes sind Frauen 
überproportional von den Folgen des Verbrauchs endlicher Ressourcen 
betroffen. Wir müssen also die Kämpfe gegen den Raubbau an der Na-
tur sowie gegen die Ausbeutung von Frauen zusammendenken, wenn 
wir den Kapitalismus überwinden wollen. Und umgekehrt müssen wir 
den Kapitalismus überwinden, wenn wir eine ökologische und feministi-
sche Zukunft aufbauen wollen. 
von Sarah Friedli (BFS Jugend Zürich)

Was die Arbeit von 
Frauen mit fossilen 
Brennstoffen zu tun hat
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ÖKOFEMINISMUS



Der Juli 2019 war der wärmste Monat seit Beginn der Tem-
peraturaufzeichnungen. In Sibirien wüteten Waldbrände, die 
mehr CO2 freisetzten als ein hochindustrialisiertes Land wie 
Belgien in einem Jahr. In Kanada stellten Forscher*innen mit 
Schrecken fest, dass der Permafrostboden so grossflächig auf-
taut, wie es eigentlich erst für das Ende des 21. Jahrhunderts 
vorausgesagt war. Als Folge davon werden riesige Mengen Me-
than freigesetzt, einem Treibhausgas mit 5000-Mal stärkerer 
Wirkung als CO2. In Grönland wiederum war die Eisdecke zu 
Beginn des Sommers soweit zurückgegangen wie es zu diesem 
Zeitpunkt im Jahr noch nie geschehen ist. Mit der Konsequenz, 
dass sich die vom Eis befreiten Ozeanflächen noch schneller er-
wärmen. Die extreme Hitze beschränkte sich jedoch nicht nur 
auf die dünn besiedelten Gebiete am Polarkreis. Viele Ballungs-
räume in Europa und Asien verzeichneten neue Hitzerekorde. 
In Norddeutschland und Paris kletterten die Temperaturen auf 
über 42-Grad Celsius, in der indischen Hauptstadt Neu-Delhi 
sogar auf fast 50 Grad. Die Hitzewelle in Indien, Pakistan und 
Bangladesch mit wochenlangen Temperaturen über 45 Grad ist 
besonders beunruhigend, weil damit die ganzjährige Bewohn-
barkeit eines Gebietes infrage gestellt wird, welches etwa dop-
pelt so viel Einwohner*innen zählt wie die USA. 

Der seit ungefähr 150 Jahren zu beobachtende – und in den 
letzten Jahrzenten beschleunigt voranschreitende – Anstieg der 
Durchschnittstemperaturen ist das Ergebnis eines vollkommen 
aus den Fugen geratenen Kohlenstoffkreislaufs auf unserem Pla-
neten. Energiequellen wie Erdöl oder Steinkohle, welche sich 
über einen Zeitraum von zig Millionen Jahren hinweg gebildet 
haben, wurden innerhalb von wenigen Jahrzehnten in giganti-
schem Ausmass aus der Erde geholt und verbrannt. 

Das Wissen, wie aus den im Boden reichlich vorhandenen 
Kohlenstoffreserven im grossen Stil und relativ kosteneffizient 
Energie gewonnen werden kann, war ein unentbehrlicher Fak-
tor für die Industrialisierung.1 Den Durchbruch der industriellen 
Massenproduktion hätte es schlicht nicht gegeben, wenn nicht 
ein günstiger und zuhauf verfügbarer Brennstoff wie die Koh-

le für einen rentablen Antrieb der schweren Dampfmaschinen 
und Turbinen gesorgt hätte. Dasselbe gilt für die technischen 
Entwicklungssprünge der darauffolgenden Industrialisierungs-
etappen. Dieses Wissen stellt einen wichtigen Teil der Entste-
hungsgeschichte des Kapitalismus dar und ist somit auch einer 
der Grundpfeiler der kapitalistischen Produktionsweise. Indust-
rialisierung wäre also nicht denkbar, wenn die Ressourcen nicht 
günstig oder zum Teil sogar kostenlos verfügbar gewesen wä-
ren. 

Das «natürliche» Gut
Damit in einer Welt, welche sich nach Preis, Kosten und 

Profit richtet, ein Gut (wie bspw. die Kohlenstoffreserven) ver-
braucht werden kann, ohne dass dafür bezahlt werden muss, 
braucht es eine – in der Gesellschaft tief verankerte – Vorstel-
lung, dass dieses Gut ein Geschenk – der Natur, Gottes, oder von 
was auch immer – ist und die Verbraucher*innen nicht dafür 
bezahlen müssten. Endliche Ressourcen werden dann als «na-
türliche» Ressourcen bezeichnet. Sehr ähnlich passiert das auch 
mit der Arbeitskraft von Frauen2. Ebenso wie das Aufbrauchen 
endlicher Ressourcen, zählt die Ausbeutung des weiblichen Kör-
pers und der weiblichen Arbeitskraft zu einem Grundpfeiler der 
kapitalistischen Wirtschaftsweise.

Ohne die Arbeit, welche Frauen zugeteilt, abgewertet und 
daher meist auch schlecht oder überhaupt nicht entlohnt wird, 
müssten die Unternehmen – müsste das Kapital – für die ge-
samte Reproduktion der Arbeitskraft ihrer Arbeiter*innen auf-
kommen. Wenn also nicht mehr tagtäglich gratis gewaschen, 
gekocht, versorgt und gepflegt, erzogen und gesorgt würde, 
hätte die Wirtschaft ein grosses Problem: In der Schweiz bei-
spielsweise entspricht die Arbeit, welche für das Zubereiten 
von Mahlzeiten aufgewendet wird rund 45 Milliarden Franken. 
Das entspricht etwa 90 Prozent der Bruttowertschöpfung des 
gesamten Gross- und Detailhandels. Es handelt sich dabei aber 
erst um einen Viertel der gesamten unbezahlten Arbeit.3 Müsste 
diese Arbeit bezahlt werden, wären das unvorstellbare Kosten. 

Zu sehen ist der Anstieg des CO2 
(blau) und des jährlichen Treibhaus-
gas-Index (rot). Es ist klar erkennbar, 
dass mit der Etablierung des kapi-
talistischen Wirtschaftssystems die 
Emissionen rasant zunahmen. 

[NOAA: The NOAA annual greenhouse 
gas index (AGGI), Frühling 2019  
https://www.esrl.noaa.gov/gmd/
aggi/aggi.html (16.10.19)]
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Für das Existieren des Kapitalismus ist es also zentral, dass 
diese Reproduktionsarbeit gratis geleistet wird. Und dabei 
macht sich das kapitalistische System die patriarchalen Macht-
verhältnisse zu Nutze, indem das Ausbeuten von Frauen in 
unserer Gesellschaft als «normal» oder «natürlich» erscheint. Es 
scheint einerseits normal, dass Frauen doppelte Arbeitstage, Ge-
walt und Abwertung tagtäglich zu erdulden haben. Andererseits 
scheint es ebenso normal, dass tagtäglich tonnenweise endliche 
Ressourcen aus dem Boden geholt und verbrannt werden, ohne 
dass die Besitzer*innen der Schaufelradbagger und Erdölbohr-
türme den Preis dafür bezahlen müssten.

Wer bezahlt den Preis?
Denn entgegen der Annahme, die Ressourcen und die Ar-

beitskraft der Frauen sei ein Geschenk Gottes oder der Natur, 
gibt es natürlich Kosten für die Nutzung dieser Güter. Damit 
ist nicht etwa der Geldpreis gemeint. Gemeint sind die Begriffe 
Kosten und Preis im übertragenen Sinne: Die Kosten sind Zerstö-
rung der Lebensgrundlage von Millionen von Menschen, Leid, 
Armut und Flucht. Wenn wir über solche Ausmasse der Klima-
zerstörung sprechen, macht es auch keinen Sinn, mit marktwirt-
schaftlichen Massnahmen dagegen ankämpfen zu wollen, wie 
sich das bürgerliche Ökonom*innen in Form einer Ökosteuer 
vorstellen. Das «Recht auf Umweltzerstörung» soll nicht auf dem 
Markt eingekauft werden können, sondern wir müssen dieses 
«Recht» abschaffen.4 

Wir sprechen also von Hunger, Flucht, Armut und Tod, wenn 
wir vom Preis der Ausbeutung der natürlich vorkommenden 
Ressourcen sprechen. Und diesen Preis bezahlen eben nicht die-
jenigen, die von den Ressourcen profitieren, sondern die gesam-
te Menschheit. Am meisten trifft es jene Menschen, welche am 
wenigsten für diese Misere können: Arme, Menschen aus dem 
globalen Süden, Frauen. 

So kamen beim Tsunami in Südostasien 2004 vier Mal so 
viele Frauen ums Leben wie Männer.5 Das Forschungs-Informa-
tions-Zentrum (FIS) schreibt von 50% Ernteausfällen bis 2020 
in «einigen Ländern» Afrikas.6 Und auch das IPPC schreibt: «Es 
werden kurzfristig und darüber hinaus erhebliche Auswirkun-
gen auf den ländlichen Raum erwartet […]. Es wird erwartet, 
dass sich diese Auswirkungen überproportional auf das Wohl-
ergehen der Armen in ländlichen Gebieten auswirken werden, 
wie z.B. von Frauen geführte Haushalte und solche mit begrenz-
tem Zugang zu Land, modernen landwirtschaftlichen Betriebs-
mitteln, Infrastruktur und Bildung.»7 

Frauen sind also auf zwei Weisen mit der ökologischen Frage 
verbunden: 

1. Ebenso wie die Ausbeutung der endlichen Ressourcen 
stellt die Ausbeutung der weiblichen Arbeitskraft ein Grundpfei-
ler für das heutige Gesellschafts- und Wirtschaftssystem dar. Um 
diese zwei Arten der Ausbeutung ohne Kosten weiter verfolgen 
zu können, wird immer wieder die Vorstellung reproduziert, es 
handle sich bei den Ressourcen und der weiblichen Arbeitskraft 
um «natürliche» Güter, die uneingeschränkt nutzbar seien.

2. Beide Ausbeutungsverhältnisse haben ihren Preis und die-
ser wird in beiden Fällen hauptsächlich von Frauen getragen. 
Der Preis für die unbezahlte Ausbeutung der Arbeitskraft ist psy-
chische und physische Belastung sowie die grassierende Gewalt 
gegen Frauen als Instrument zur Aufrechterhaltung der patriar-
chalen Machtverhältnisse. Der Preis für die uneingeschränkte 
Nutzung fossiler Brennstoffe ist die Klimakrise und die damit 
einhergehende Zerstörung von Lebensräumen sowie die Ver-
nichtung von Grundlagen für ein lebenswertes Leben. Frauen 
haben in unserer patriarchalen Gesellschaft meist einen geringe-
ren sozialen Status sowie weniger politische und wirtschaftliche 
Macht als Männer. Die Mehrheit der Menschen in Armut sind 
dementsprechend Frauen. Oft bleibt ihnen der Zugang zu Res-

Brasilien: Tausende Indigenas protestierten am 13. August 2019 gegen die Politik Bolosnaros.
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sourcen verwehrt, sie haben weniger rechtlich gesicherte Besitzansprüche, arbeiten 
häufiger in der Landwirtschaft und im Haushalt und kümmern sich um die Familie. 
Die Folgen des Klimawandels, wie etwa vermehrte Dürren und Seuchen, haben daher 
schlimmere Konsequenzen für Frauen.8

Widerstand
Frauen werden also strukturell abgewertet, weil unser Wirtschaften darauf ange-

wiesen ist, die Reproduktionsarbeit und ihre Körper möglichst günstig zur Verfügung 
zu haben. Und durch diese strukturelle Abwertung von Frauen in unserer Gesell-
schaft sind sie es, die die Hauptlast der Klimakatastrophe tragen. Es sind Frauen, die 
weitere Strecken zurücklegen müssen, wenn die nahe Wasserquelle versiegt. Es sind 
Frauen, die bei Umweltkatastrophen ertrinken, weil sie bei der Hausarbeit zuhause 
nicht früh genug gewarnt werden konnten, oder weil sie nie schwimmen gelernt ha-
ben. Es sind Frauen, die sich um die Kinder kümmern müssen, wenn es durchgehend 
45 Grad Celsius und wärmer ist. Und deshalb stehen Frauen auch an der Speerspitze 
im Kampf gegen diese globale Misere: In Protesten gegen den brasilianischen Präsi-
denten Bolsonaro9, dessen Politik zu den schlimmsten Bränden seit Jahren im Ama-
zonas geführt haben und somit hektarweise Lebensraum von Menschen und Tieren 
zerstört wurden.10 Im Kampf gegen die Dakota-Access-Pipeline in den Vereinigten 
Staaten, bei deren Bau die Landrechte der indigenen Bevölkerung im Standing Rock 
Reservation ignoriert und die Trinkwasserreserven gefährdet werden. Im Kampf ge-
gen das Bergbauunternehmen Newmont in Peru, welches Familien von ihrem Land 
vertreiben wollte, um nach Gold zu graben.11 In den Kämpfen auf der ganzen Welt 
gegen die Privatisierung von Wasser, Saatgut und Land. Diese Bewegungen zeigen, 
dass die ökologische Frage nicht von der Frage der Reproduktion der Menschheit und 
der Verteilung dieser Arbeit getrennt werden kann. 

Wenn wir also verhindern wollen, dass wir direkt auf eine Katastrophe und da-
mit auf die reale Bedrohung von unvorstellbarem Leid und Zerstörung zusteuern, 
müssen wir aufhören, die weibliche Arbeitskraft und endliche Ressourcen als ein 
Geschenk der Natur zu betrachten. Wenn dies zur Konsequenz hat, dass das kapi-
talistische Wirtschaftssystem nicht weiter funktionieren kann, dann können wir uns 
darüber freuen. Denn das würde heissen, dass wir endlich damit beginnen können, 
die Aufgaben, Pflichten, Rechte und Verantwortungen unserer globalen Gesellschaft, 
gleichberechtigt aufzuteilen und ein gutes Leben für alle aufzubauen.

1 Landes, David S.: Der entfesselte Prometheus. Köln, 1973.

2 Damit ist die Zugehörigkeit zur sozialen Kategorie «Frau» und nicht das biologische 
Geschlecht gemeint.

3 Madörin, Mascha: Care Ökonomie. Eine Herausforderung für die Wirtschaftswissen-
schaften, 2010.

4 Wieso Ökosteuern nichts taugen kann unter Anderem hier nachgelesen werden: 
https://sozialismus.ch/artikel/2019/oekologie-gegen-oekosteuern/

5 The tsunami’s impact on women, Oxfam Briefing Note, März 2005.

6 https://www.forschungsinformationssystem.de/servlet/is/345787/ (15.08.19)

7 IPPC: Climate Change 2014, Impacts, Adaption, and Vulnerability, USA 2014, S.19. 
[https://www.ipcc.ch/site/assets/uploads/2018/02/WGIIAR5-PartA_FINAL.pdf 
(15.08.19)]

8 https://dgvn.de/meldung/klimagerechtigkeit-und-geschlecht-warum-frauen-beson-
ders-anfaellig-fuer-klimawandel-naturkatastroph/ (15.08.19)

9 https://www.youtube.com/watch?v=S0Tnv656BDk (23.8.19)

10 Philipp Lichterbeck: Wir werden den Amazonas ausbeuten. Er gehört uns, in: Republik, 
22.08.19 [https://www.republik.ch/2019/08/22/wir-werden-den-amazonas-ausbeu-
ten-er-gehoert-uns (22.8.19)]

11 Vilma Guzmán: Klage von Kleinbäuerin aus Peru gegen Bergbaukonzern in USA zuge-
lassen, amerika21, 27.03.2019. [https://amerika21.de/2019/03/224047/usa-peru-kla-
ge-bergbau-newmont-mining (16.10.19)]

Was die Arbeit von Frauen mit fossilen Brennstoffen zu tun hat

«Das Recht auf Um-
weltzerstörung soll nicht 
auf dem Markt eingekauft 
werden können, sondern 
wir müssen dieses Recht 
abschaffen.» 
 
 
 
 
 
 
 

«Diese Bewegungen 
zeigen, dass die ökologi-
sche Frage nicht von der 
Frage der Reproduktion 
der Menschheit und der 
Verteilung dieser Arbeit 
getrennt werden kann.»
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Was Marx über 
Umweltzerstörung 

zu sagen hat

Viele marxistische Gruppierungen interessierten sich lange Zeit nur 
am Rande für ökologische Themen. Der Fokus galt in erster Linie 
der Bekämpfung zwischenmenschlicher Unterdrückung und Aus-
beutung. Dabei finden wir bei Marx sehr wichtige Einsichten über die 
umweltzerstörerische Kraft des Kapitalismus.
von Luca Caplero (BFS Basel)

PERSPEKTIVE ÖKOSOZIALISMUS
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Was Marx über Umweltzerstörung zu sagen hat

1843 muss sich der 25-jährige Karl Marx mit seiner 
Ehefrau Jenny ins Pariser Exil begeben. Dort verfasst er im 
darauffolgenden Jahr die berühmten «Ökonomisch-philoso-
phischen Manuskripte», das Resultat einer ersten intensiven 
Auseinandersetzung mit den grossen Werken der Ökono-
mie. Eine zentrale These dieser Manuskripte lautet, dass der 
Mensch zwar Teil der Natur ist, sich jedoch im Kapitalismus 
von dieser äusseren Natur entfremdet hat. In Marx’ philo-
sophischer Sprache ausgedrückt: «Dass das physische und 
geistige Leben des Menschen mit der Natur zusammenhängt, 
hat keinen andren Sinn, als dass die Natur mit sich selbst 
zusammenhängt, denn der Mensch ist ein Teil der Natur.»

Mehr als zwanzig Jahre später. Marx’ erster Band des Ka-
pitals ist veröffentlicht und er wird mit der Gründung der 
Ersten Internationalen zu einer führenden Figur der inter-
nationalen Arbeiter*innenbewegung. Seit vielen Jahren in 
London lebend, beginnt Marx mit einer intensiven Lektüre 
naturwissenschaftlicher Texte. Er schreibt seitenlange Pas-
sagen ab und notiert sich Gedanken. 
Besonders begeistert ist er von den 
Arbeiten des deutschen Agrarwissen-
schaftlers Carl Fraas. Dieser befasste 
sich mit dem Klimawandel, der seiner 
Meinung nach durch die Abholzung 
und die damit einhergehende Verän-
derung der Luft- und Wasserzirkula-
tion ausgelöst wurde – in jener Zeit 
eine weit verbreitete Ansicht. Karl 
Marx meint in diesen Texten eine «sozialistische Tendenz» 
vorzufinden, wie er niederschreibt.

Marx ist vielen deshalb bekannt, weil er die Ausbeutung 
der Menschen durch das Kapital einer erbarmungslosen Kri-
tik unterzog. Seit sein Freund Friedrich Engels Anfang der 
1840er Jahre durch die Armenviertel Manchesters zog, um 
die unmenschliche Lage der Arbeiter*innenklasse kennen-
zulernen und zu beschreiben, sind Marx’ und Engels Texte 
voll von Bildern des Horrors kapitalistischer Bedingungen: 
Hunger, Krankheiten, Kinderarbeit, nicht enden wollende 
Arbeitstage, lebensgefährliche Arbeitsbedingungen, repetiti-
ve Tätigkeiten usw.

Die oben genannten Episoden aus Marx’ Leben zeigen 
uns aber eine andere Seite. Sie zeigen einen Marx, der 
dem Umgang mit der Natur immer wieder Aufmerksamkeit 
schenkte. Einige Marxist*innen sagen sogar, dass Marx’ Kri-
tik des Kapitalismus auch immer eine systematische Kritik 
an der Umweltzerstörung war. Wie intensiv auch immer sich 
Marx mit ökologischen Fragen auseinandergesetzt haben 
mag: Seine Analyse des Kapitalismus erweist sich als zent-
raler Ansatzpunkt, um die aktuelle Klimakatstrophe zu ver-
stehen und angemessen zu handeln.

1. Wo der Kapitalismus blut- und 
schmutztriefend die Welt erblickt

Der Kapitalismus fiel nicht vom Himmel. Der Kapitalis-
mus, schrieb Marx im Kapital, erblickte die Welt vielmehr 
«von Kopf bis Zeh, aus allen Poren, blut- und schmutz-
triefend». Kolonialismus, Imperialismus, Enteignung und 

Sklaverei sind somit keine unangenehmen und zufälligen 
Begleiterscheinungen, sondern die notwendigen Vorausset-
zungen dieser Produktionsweise.

Marx bemühte sich immer zu zeigen, dass die kapitalisti-
schen Bedingungen nichts Natürliches an sich haben. Wäh-
rend die bürgerliche Ideologie so tat, als wäre der Kapitalis-
mus das Normalste der Welt, drehte Marx den Spiess um. 
Er zeigte, dass der Kapitalismus eine spezifische Geschichte 
hat – eine Geschichte, die bei genauerem Hinsehen wenig 
Rühmliches vorzuweisen hatte. Zu den notwendigen Bedin-
gungen für die Entstehung des Kapitalismus gehörte die An-
eignung des Bodens durch Privatbesitzende. Kein Kapitalis-
mus ohne die Privatisierung des Bodens und die Vertreibung 
der Landbevölkerung in die Städte; kein Kapitalismus ohne 
die Trennung der Menschen von ihren Subsistenzmitteln.

Bis sich der Privatbesitz als vorherrschende Form des 
Eigentums durchsetzte, brauchte es eine jahrhundertelan-
ge Geschichte von gewaltsamer Enteignung. Frappantestes 

Beispiel ist die Kolonisierung Ameri-
kas, wo zahlreiche indigene Gemein-
schaften riesige Landstriche kollektiv 
nutzten. Doch auch im frühmodernen 
Europa gab es grosse Flächen, die 
von den Dorfgemeinden gemeinsam 
verwaltet wurden – die sogenannten 
Allmenden oder Commons. Andere 
Parzellen unterstanden zwar dem 
Privatbesitz, doch verschiedene An-

wohner*innen besassen weiterhin bestimmte Nutzrechte 
und konnten beispielsweise auf dem fremden Land ihr Vieh 
weiden lassen oder Brennholz sammeln. Nachdem es den 
Grossgrundbesitzern trotz teilweise grossem Widerstand 
gelungen war, sich diese Gemeingüter anzueignen, verlor 
die Landbevölkerung den Zugang zu den natürlichen Sub-
sistenzmitteln und wurde gezwungen, in den Städten ihre 
Arbeitskraft zu verkaufen. Im Kapitalismus sind die Lohn-
abhängigen laut Marx somit in einem doppelten Sinn frei. 
Sie sind frei vom Besitz der Produktionsmittel und gleich-
zeitig frei, jedem beliebigen Arbeitgeber ihre Arbeitskraft zu 
verkaufen. Das paradoxale am Kapitalismus ist, dass diese 
formale und scheinbare «Freiheit» nicht mit einer realen, 
vollständigen Befreiung der Arbeitenden einhergeht. Alle, 
die einmal eine schlechtbezahlte, langweilige und anstren-
gende Stelle annehmen mussten, um ihren Lebensunterhalt 
bezahlen zu können, haben das schon erlebt. 

Einer der ersten Texte von Marx handelt von genau die-
ser Privatisierung der Natur. Als junger Journalist im deut-
schen Rheinland prangerte er 1842 die Verabschiedung 
eines Gesetzes an, welches das Sammeln von totem Holz 
auf fremdem Boden untersagte. Dabei handelte es sich um 
ein altes Gewohnheitsrecht, von dem die Armen Gebrauch 
machen konnten, um ihre Werkzeuge zu reparieren, sich im 
Winter zu wärmen, zu kochen oder ihre Häuser auszubes-
sern. Mit dem neuen Gesetz aber wurde die Diktatur des Pri-
vatbesitzes vorangetrieben und die Natur weiter privatisiert. 
Was damals im Rheinland geschah, folgte somit derselben 
Logik wie heute, wenn beispielsweise Agrarkonzerne in Süd-

« Marx bemühte sich 
immer zu zeigen, dass 

die kapitalistischen Be-
dingungen nichts Natür-

liches an sich haben.»
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amerika Kleinbauern in den Ruin treiben, um sich ihr 
Land unter den Nagel reissen zu können.

Nicht selten wurde bzw. wird die Privatisierung der 
Natur damit gerechtfertigt, dass sie zu einer nachhal-
tigeren Ressourcennutzung führe. So meinte etwa der 
Ökonom Garrett Hardin mitten im Kalten Krieg zeigen 
zu können, dass die «Tragödie» von gemeinschaftlich ge-
nutzten Gütern darin bestehe, dass sie zwingend über-
nutzt werden. Seither aber haben anthropologische, his-
torische und soziologische Forschungen diese These der 
«Tragödie der Allmende» reihenweise widerlegt.

Nicht-kapitalistische Gesellschaftsformen, so Marx, 
zeichnen sich dadurch aus, dass die Produzierenden 
eine direkte Beziehung zur Natur haben. Der Kapitalis-
mus hingegen bricht diese Beziehung auf – er entfrem-
det die Menschen von der Natur. Erstaunlich für Marx 
war somit «nicht die Einheit der lebenden und tätigen 
Menschen» mit der Natur. Diese Einheit könne man in 
zahlreichen nicht-kapitalistischen Gesellschaften beob-
achten. (Was nicht bedeutet, dass in diesen Gesellschaf-
ten alle glücklich im Einklang mit der Natur lebten bzw. 
leben.) Erklärungsbedürftig war für ihn vielmehr das 
Gegenteil: Die Trennung der arbeitenden Menschen von 
ihrer natürlichen Umwelt durch den Kapitalismus. Und 
diese Trennung setzte eine Dynamik in Gang, durch die 
das Kapital Mensch und Natur immer weiter ausbeutete.

2. Wenn alles Stehende verdampft
Marx beschrieb den Kapitalismus als verkehrte Welt; 

eine Welt, in der das Erwirtschaften von Profit und nicht 
die Erfüllung der Bedürfnisse der Menschen das oberste 
Ziel ist. Wir sehen tagtäglich Beispiele dieser verkehrten 
Welt: Wenn Arbeiter*innen entlassen werden, obwohl 
die Firma Profit erwirtschaftet; wenn Staaten zur Kür-
zung von Sozialabgaben gezwungen werden, weil das 
«Vertrauen der Märkte» schwindet; wenn Spitäler ge-
schlossen werden, um die «Gesundheitskosten» zu sen-
ken. Oder wenn Ölfirmen in der Arktis nach Öl suchen, 
obwohl schon jetzt genügend Ölvorkommen bekannt 
sind, um die Erde um mehrere Grad Celsius zu erhit-
zen…

Das hat eine tiefliegende Ursache. Oberstes Ziel des 
Kapitalismus ist das Erwirtschaften von Profiten, nicht 
die Erfüllung der Bedürfnisse der Lohnabhängigen. Mit 
welchem Produkt das Kapital angehäuft wird, ist zweit-
rangig. Kapital kann wahlweise in die Produktion von 
Waffen, gesundheitsschädlichen Pestiziden, Elektro-
autos oder Solaranlagen investiert werden, sofern die 
Investition die erhofften Gewinne abwirft.

Dies erklärt einerseits die Dynamik des Kapitalismus: 
Angetrieben durch den Zwang, immer mehr zu produzie-
ren, sucht der Kapitalismus neue Absatzmärkte, verlän-
gert den Arbeitstag oder erhöht die Produktivität mittels 
neuer Technologien. Auf diese Weise ist der Kapitalis-
mus in der Lage, die Produktion immer wieder umzu-
krempeln. «Alles Stehende und Ständische verdampft», 
schreiben Marx und Engels im Kommunistischen Mani-
fest. Denn die «Bourgeoisie kann nicht existieren, ohne 
die Produktionsinstrumente, also die Produktionsver-
hältnisse, also sämtliche gesellschaftlichen Verhältnisse 
fortwährend zu revolutionieren.»

Andererseits erklärt dies aber auch die zerstörerische 
Kraft des Kapitalismus: Indem er seine eigenen Grenzen 
immer wieder zu überwinden versucht, presst der Kapi-
talismus immer mehr aus den Arbeiter*innen und der 
Natur. Neue Technologien sind somit nicht in erster Li-
nie dafür da, den Menschen Erleichterung zu bringen, 
sondern um die Arbeiter*innen und die Natur immer 
weiter auszubeuten. Oder wie es in einem bekannten 
Satz im Kapital heisst: «Die kapitalistische Produktion 
entwickelt daher nur die Technik […], indem sie zu-
gleich die Springquellen allen Reichtums untergräbt: die 
Erde und den Arbeiter.»

Das Beispiel der Dampfmaschinen verdeutlicht die-
sen Zusammenhang von technologischen Erneuerungen, 
Klassenkampf und Naturzerstörung sehr gut. In der ers-
ten Phase der Industrialisierung der Textilproduktion im 
England des frühen 19. Jahrhunderts setzten die Kapita-
listen in erster Linie auf Wasserkraft. Denn die wasserbe-
triebenen Maschinen waren effizienter und das Wasser 
ausserdem kostenlos und in grossen Mengen verfügbar. 
Erst in einem zweiten Schritt gingen die Industriellen 
zu dampfbetriebenen Maschinen über. Aber nicht etwa, 
weil die neuen Maschinen kostengünstiger oder effizi-
enter waren. Der marxistische Geograf Andreas Malm 
hat gezeigt, dass diese Maschinen zu Beginn sogar teu-
rer und ineffizienter waren. Sie verschafften den Kapi-
talisten aber ganz andere Vorteile: Erstens konnten die 
Fabrikbesitzer ihre Manufakturen in die Städte verle-
gen, wo eine ganze Menge an ausgehungerten Proleta-
rier*innen nach Arbeit suchten und die Löhne gedrückt 
werden konnten. So konnte die Verhandlungsmacht der 
Textilarbeiter*innen eingeschränkt werden. Die Ein-
führung der Dampfmaschine war somit ein Instrument, 
mit dem Klassenkampf von oben geführt wurde. Zwei-
tens war die Textilproduktion nicht mehr den Launen 
der Natur ausgeliefert. Die Industriellen konnten sich 
von den Schwankungen der Gewässer befreien, indem 
sie kohlebetriebene Maschinen installierten und so Tag 
und Nacht, unabhängig vom Wasserstand, die Produk-
tion am Laufen halten konnten. Dass sie sich dabei aber 
keineswegs gänzlich von den Schranken und Launen 
der Natur befreiten, sondern nur noch grössere, diesmal 
globale Naturkreisläufe aus den Angeln hoben, zeigt die 
aktuelle Klimakatastrophe nur allzu deutlich.

«Nach uns die Sintflut ist der Wahlruf jedes Kapita-
listen und jeder Kapitalistennation», schrieb Marx pro-

Was Marx über Umweltzerstörung zu sagen hat

« Indem er seine eigenen Grenzen 
immer wieder zu überwinden versucht, 
presst der Kapitalismus immer mehr aus 
den Arbeitern und der Natur.»
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phetisch. Und welche Folgen das konkret hatte, konnte er in 
Echtzeit beobachten.

3. Von ausgelaugten Böden und Vogelkacke
Ein zentrales Problem im Europa des 19. Jahrhunderts war 

die Auslaugung der agrarwirtschaftlich genutzten Böden. Ein 
Autor, der sich sehr früh und intensiv mit diesem Thema be-
fasste, war der deutsche Chemiker Justus von Liebig. Dieser 
kritisierte die Trennung von Stadt und Land, da dadurch Nah-
rungsmittel um weite Strecken verschoben wurden, ohne dass 
genügend Nährstoffe an die Böden zurückgegeben wurden.

Marx war begeisterter Leser von Liebigs Schriften. Von Lie-
big inspiriert, verwendete Marx den Begriff des Metabolismus 
– zu Deutsch Stoffwechsel –, um die Beziehungen zwischen 
den Menschen und der Natur zu beschreiben. So kam er zum 
Schluss, dass der Kapitalismus zwingend die stofflichen Kreis-
läufe der Natur unterbrechen oder zerstören muss: «Und jeder 
Fortschritt der kapitalistischen Agrikultur ist nicht nur ein Fort-
schritt in der Kunst, den Arbeiter, sondern zugleich in der Kunst, 
den Boden zu berauben, jeder Fortschritt in Steigerung seiner 
Fruchtbarkeit für eine gegebene Zeitfrist zugleich ein Fortschritt 
im Ruin der dauernden Quellen dieser Fruchtbarkeit.»

Dank seiner Anpassungsfähigkeit und Dynamik gelang es 
dem Kapitalismus allerdings, dieses Problem der ausgelaugten 
Böden vorübergehend zu lösen – indem jedoch andere, weitaus 
grössere Brüche in den natürlichen Kreisläufen hervorgerufen 
wurden.

Eine solche vorübergehende Lösung des Problems der Nähr-
stoffarmut europäischer Böden wurde auf einigen unbewohn-
ten Inseln vor der Küste Perus gefunden. Dort lagen meterdi-

cke Schichten von «Guano», einem Produkt, das entsteht, wenn 
Kot von bestimmten Meeresvögeln mit Kalkstein reagiert. Das 
Guano enthält grosse Mengen an Stickstoff und Phosphat: Ge-
nau das, was den europäischen Böden durch die expandierende 
Landwirtschaft entzogen wurde.

Das Peru der damaligen Zeit war tief verschuldet. Um sei-
ne britischen Gläubiger zufriedenzustellen, entschied sich die 
Regierung für einen massenhaften Abbau dieses Rohstoffs. Ab 
1850 stieg der Guano-Abbau schlagartig an, sodass im Jahr 
1871 80% der peruanischen Staatseinnahmen aus dem Export 
des Guanos stammten. Da das Guano jedoch nicht automatisch 
auf die europäischen Felder kam, sondern in mühsamer Arbeit 
von den Felsen abgekratzt werden musste, wurden tausende 
chinesische Zwangsarbeiter eingestellt – sogenannte «Coolies». 
Unter sklavenähnlichen Bedingungen, der Willkür der Arbeit-
geber und körperlicher Züchtigung ausgesetzt, bauten diese 
Arbeitenden so viel Guano ab, bis die Inseln vollkommen kahl 
zurückgelassen und die lokalen Ökosysteme zerstört waren.

Das Beispiel des Guanos zeigt somit anschaulich, wie der 
Kapitalismus mit Brüchen im natürlichen Stoffwechsel umgeht. 
Anstatt diese zu schliessen und mit der Natur nachhaltig umzu-
gehen, verschiebt der Kapitalismus mithilfe von Kolonialismus, 
Imperialismus und Ausbeutung die Probleme im Raum und in 
der Zeit.

Eine weitere «Lösung» dieser Art wurde kurz vor dem Ers-
ten Weltkrieg in Deutschland gefunden. Der Chemiker Fritz Ha-
ber und der Industrielle Carl Bosch entwickelten ein Verfahren 
zur synthetischen Herstellung von Ammoniak, das zur Boden-
düngung und Sprengstoffherstellung verwendet wurde. Damit 
wurde ein zentraler Grundstein für die weitere Modernisierung 

Was Marx über Umweltzerstörung zu sagen hat
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Daniel Tanuro: Klimakrise und Kapitalismus, ISP 2015.
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Weiterlesen

und Intensivierung der Landwirtschaft gelegt. Denn nun war 
es nicht mehr nötig, auf menschenverlassenen Inseln nach Vo-
gelkacke zu suchen. Was es nun aber brauchte, waren fossile 
Brennstoffe, denn das sogenannte «Haber-Bosch-Verfahren» 
ist sehr energieintensiv. Bis heute ist es die einzige Methode, 
um synthetisches Ammoniak herzustellen. Insgesamt gehen 
2% der weltweiten Kohlenstoffemissionen auf das Konto die-
ses Verfahrens.

4. Kommunismus als Versöhnung von 
Mensch und Natur

Der einzige Ausweg aus dieser verkehrten Welt des Ka-
pitalismus lag für Marx in der radikalen Umgestaltung der 
bestehenden kapitalistischen Gesellschaft. Der Ausbeutung 
der Arbeiter*innen und der Zerstörung der Natur kann nur 
ein Ende gesetzt werden, wenn die Produktion gemeinsam 
und demokratisch kontrolliert wird. Schon in den eingangs 
erwähnten Manuskripten aus dem Jahr 1844 beschrieb Marx 
den Kommunismus als «wahrhafte Auflösung des Widerstreits 
zwischen dem Menschen mit der Natur».

Darüber, wie diese kommunistische Gesellschaft im Detail 
aussehen wird, sagt uns Marx aber wenig. Grund hierfür ist 
nicht etwa Denkfaulheit oder mangelnde Vorstellungskraft. 
Marx war vielmehr der Überzeugung, dass die neue Gesell-
schaft nicht am Schreibtisch entworfen werden kann. Die neue 
Gesellschaft entspringt im Gegenteil aus den konkreten Kämp-
fen der Menschen für eine bessere Welt. Kämpfe, die nicht nur 
gegen zwischenmenschliche Unterdrückung und Ausbeutung 
geführt werden, sondern auch gegen die Ausbeutung und Zer-
störung der Natur.

Trotzdem gibt uns Marx einige Grundgedanken mit auf 
den Weg. Dazu gehört die kollektive und demokratische Kon-
trolle der Arbeitenden über die Produktion. In einer freien, 
kommunistischen Gesellschaft darf Demokratie nicht wie heu-
te nur für einige Bereiche des Lebens gelten. Denn spätestens 
vor den Fabriktoren, Lagerhallen, Kitas, Spitälern, Schulen 
oder Unis macht die Demokratie heutzutage halt. Hingegen 
bedeutet eine wirklich demokratische Gesellschaft auch, dass 
die Menschen gemeinsam über das entscheiden können, was 
produziert wird. Und selbstverständlich auch darüber, wie es 
produziert wird. Nicht mehr der Drang nach Profit, sondern 
die Bedürfnisse der Menschen sind so das Kriterium, nach 
dem über die Produktion entschieden wird. So wird die ver-
kehrte Welt des Kapitalismus wieder auf die Füsse gestellt.

Es wird deutlich, dass eine solche Alternative zum Kapita-
lismus nichts mit den autoritären Systemen der Sowjetunion 
oder der Volksrepublik China zu tun hat. Denn diese Systeme 
haben nicht nur die Menschen ausgebeutet und in Gefäng-
nisse gesteckt, sondern – wie könnte es auch anders sein – in 
ihrem Wettlauf mit dem Kapitalismus auch die Natur zerstört.

5. Keine blinde Gefolgschaft
Wir sehen: Marx’ Analyse des Kapitalismus gibt uns wichti-

ge Anhaltspunkte, um die systematische Zerstörung der Natur 
durch das Kapital zu verstehen. Trotzdem müssen wir uns da-
vor hüten, in Marx einen allwissenden Propheten der aktuel-

len Klimakatastrophe zu sehen. Im Gegenteil. Angesichts der 
aktuellen Herausforderungen gilt es auch einiges kritisch zu 
überdenken.

Dazu gehört ein teilweise unkritisches Verständnis von 
Technologien. In vielen Schriften von Marx und Engels drückt 
eine grosse Bewunderung für neue kapitalistische Technolo-
gien durch. Vor allem in ihren jungen Jahren bewunderten sie 
die «zivilisatorische» Kraft des Kapitalismus. Dampfmaschinen 
waren für sie grosse Errungenschaften der kapitalistischen 
Zivilisation, die alle Gegenden der Welt aus ihrer Rückstän-
digkeit befreien und in Richtung Sozialismus vorwärtsbringen 
sollten.

Ein solcher Glaube in die befreiende Kraft der Technolo-
gien blieb lange Zeit ein wichtiger Charakterzug des Marxis-
mus. Lenin und Trotzki etwa sprachen mit Hochachtung über 
die amerikanische Massenproduktion, ihre Flugzeuge und 
Automobile. «Die Zeitgenossen von Marx», so Trotzki im Jahr 
1936, «kannten weder Automobil noch Kino noch Flugzeug. 
Indes, heute wäre die sozialistische Gesellschaft undenkbar 
ohne freien Genuss all dieser Dinge.» In Trotzkis kommunisti-
scher Utopie sollte allen die grenzenlose Nutzung dieser Fort-
bewegungsmittel möglich sein. Jeder und jede dürfe «sich in 
beliebiger Richtung per Auto» bewegen und sich «unterwegs 
mühelos mit Kraftstoff» versorgen können. Dass der Autover-
kehr nicht nur ein Mittel des Fortschritts und der Befreiung 
des Menschen war, sondern auch eine Technologie, die neue 
Formen der Unterdrückung und vor allem der Umweltzerstö-
rung mit sich brachte, war für Trotzki offenbar kein Thema.

Solche blinden Flecken sind aber nur für jene ein Problem, 
die eine religiöse Beziehung zu den grossen Figuren des Mar-
xismus pflegen. Nur jene, die die Texte dieser Revolutionäre 
gerne unkritisch nachplappern, geraten angesichts der gegen-
wärtigen Klimakatastrophe in Erklärungsnot.

Für alle anderen sollte diese kritische Auseinandersetzung 
nichts Aussergewöhnliches sein. Sie wäre wahrscheinlich so-
gar ganz im Sinne der grossen Marxist*innen. Denn weder 
Marx und Engels noch Lenin, Luxemburg oder Trotzki wa-
ren je der Meinung, dass ihre Gedanken der Weisheit letzter 
Schluss waren.

Somit besteht die Aufgabe eines kritischen Marxismus da-
rin, das eigene Denken stets den aktuellen Umständen anzu-
passen, um den Kontakt mit der Realität nicht zu verlieren. 
Freilich ohne den Horizont einer Gesellschaft ohne Unter-
drückung der Menschen und Ausbeutung der Natur aus den 
Augen zu verlieren. Eine Aufgabe, die heute dringender ist 
denn je.

Was Marx über Umweltzerstörung zu sagen hat
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   Alle nach rechts.
Was nun?
Die globale politische Ordnung, 

welche die Zeit nach dem Zwei-

ten Weltkrieg geprägt hat, ge-

rät seit mehreren Jahrzehnten 

in eine immer tiefere Krise. Wie 

äussert sich diese Krise? Was 

sind die Gründe dieser Entwick-

lung? Was muss die radikale 

Linke tun?

von Willi Eberle (BFS Zürich)

Aktuell sind beinahe überall auf der Welt rechte politi-
sche Kräfte an der Macht oder auf dem Weg dorthin. Sie 
verfechten einen Rassismus, Nationalismus und Militaris-
mus; die meisten greifen selbst die gemässigten Organisatio-
nen der Arbeiter*innenbewegung an, obgleich diese bisher 
zu beinahe jeder Form von Zugeständnissen bereit waren. 
Teilweise handelt es sich um neue politische Parteien am 
rechten Rand. Häufig sind es aber die alten Volksparteien, 
darunter die Sozialdemokratie, die sich immer weiter nach 
rechts entwickelt haben.

Mit dieser Rechtsverschiebung erfolgte auch eine Erstar-
kung neo-faschistischer Kräfte, die direkt oder indirekt an 
entsprechende Traditionen aus den 1920er bis den 1940er 
Jahren anknüpfen. Diese sind international gut vernetzt 
und treten zunehmend öffentlich in Erscheinung. Dieser 
Aufschwung neo-faschistischer Kräfte ist unter anderem in 
den USA, in vielen Ländern Lateinamerikas und in vielen 
europäischen Ländern deutlich erkennbar. Zwischen diesen 
neo-faschistischen Sektoren und der «regierungsfähigen» 
Neuen Rechten besteht zum Teil  eine personelle und mit Si-
cherheit eine thematische Kontinuität. Dies betrifft v.a. den 
Rassismus, der zunehmend eine radikal völkische Ausprä-
gung annimmt und mit einem übersteigerten Nationalismus 
einhergeht, eine verschärfte Repression und einen geifern-

den Anti-Marxismus. Diese Themen waren in den Volkspar-
teien zwar schon immer vorhanden, selten aber in dieser 
Schärfe wie heute.

Die politischen Organisationen des traditionellen Refor-
mismus, insbesondere die Sozialdemokratie, verlieren – zu-
sammen mit den rechten Volksparteien – zunehmend den 
Rückhalt in ihrer hergebrachten Wählerbasis. Sie werden 
allesamt den «Eliten» zugerechnet. Denn diese haben einem 
grossen Teil der Lohnabhängigen über die vergangenen 
Jahrzehnte eine wachsende Unsicherheit und gar den sozia-
len Abstieg aufgehalst. Besonders dramatisch ist dies in den 
Ländern der ehemaligen UdSSR, in Osteuropa und auf dem 
Balkan sichtbar. Hier kam es zu einem besonders raschen 
und nachhaltigen Anwachsen neo-faschistischer und rechts-
extremer Gruppierungen. Diese Entwicklung wurde seit dem 
Zusammenbruch der stalinistischen Regimes oft durch die 
handgreifliche Einmischung des westlichen Imperialismus 
gefördert.

Das  «goldende Zeitalter des Kapitalismus»
Nach dem Zweiten Weltkrieg waren vor allem die euro-

päische und die japanische Bourgeoisie diskreditiert. Dies 
aufgrund ihrer mehr oder weniger offenen Unterstützung 
des Faschismus oder ihrem Liebäugeln mit «milderen» au-

NEUE RECHTE
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toritären Herrschaftsformen. Die Sowjetunion hatte von 
den Siegermächten die Hauptlast des Krieges getragen. Sie 
genoss deswegen in der breiten Bevölkerung weltweit ein 
hohes Ansehen. Der US-Imperialismus hatte sich im Krieg 
gegenüber den europäischen Grossmächten endgültig durch-
gesetzt. Trotzdem hatten die USA selbstverständlich ein 
Interesse daran, dass die europäische und die japanische 
Bourgeoisie sich trotz dieses grossen Misstrauens vonsei-
ten der Arbeiter*innenklasse an der Macht halten konnten. 
Dabei leisteten ihr die Sozialdemokratie, die kommunisti-
schen Parteien und die Gewerkschaftsführungen nützliche 
Dienste. Sie taten dies im Austausch gegen substanzielle 
Reformen und wurden von der Bourgeoisie als Verhand-
lungspartner akzeptiert; letzteres ist ja gerade der eigent-
liche Inhalt der politischen Strategie des Reformismus. Den 
kommunistischen Parteien allerdings wurde ihr nützlicher 
Dienst nicht belohnt. Sie wurden im Rahmen des unmittel-
bar nach Kriegsende einsetzenden Kalten Krieges von den 
kurzzeitig offenen Pfründen der politischen Macht verdrängt.  
Diese Reformen brachten für die Arbeiter*innenklasse Fort-
schritte in der Altersvorsorge, den Sozialversicherungen, 
substanzielle generelle Lohnerhöhungen und Arbeitszeitver-
kürzungen über mindestens zweieinhalb Jahrzehnte, Ver-
staatlichungen wichtiger Industrien und Dienstleistungen, 
und anderes mehr. Solche Reformen konnten während einer 
kapitalistischen Phase ausserordentlich starken wirtschaft-
lichen Wachstums umso leichter umgesetzt werden. Zudem 
zeigte die Arbeiter*innenklasse weiterhin eine erhöhte Kampf-
bereitschaft, die z.B. in Italien, Frankreich und Griechenland 
entscheidend zum Sieg über den Faschismus beigetragen hat.

Dieser Zyklus kam gegen Ende der 1960er Jahre, Anfang 
der 1970er Jahre an ein Ende. Während dieser Periode, die 
oft als «Goldenes Zeitalter des Kapitalismus» bezeichnet wird, 
sind die japanische und die europäischen Ökonomien bedeu-
tend schneller gewachsen als die US-Wirtschaft. Zudem haben 
der US-Imperialismus und die europäischen Imperialismen in 
der sogenannten Dritten Welt schmerzliche Niederlagen ein-
stecken müssen: Allerorten kam es zu siegreichen links-na-
tionalistischen Revolutionen. Die militärische Niederlage 
Frankreichs und anschliessend der USA in Indochina 1973/75 
war ein Fanal in dieser Entwicklung. Gleichzeitig wurde die 
Herrschaft der Bourgeoisie in den imperialistischen Zentren 
durch wuchtige Arbeiter*innenaufstände und starke zivilge-
sellschaftliche Bewegungen erschüttert.

Vom Fordismus zur neoliberalen Offensive
Die Bourgeoisie sammelte sich – trotz all ihrer inneren 

Konflikte aufgrund der verstärkten kapitalistischen Konkur-
renz – für die Gegenwehr und suchte Mittel, um der tiefge-

henden Krise zu begegnen. Ihr oberstes Ziel bestand darin, 
die Krisenlasten auf die Schultern der Arbeiter*innenklasse 
abzuwälzen und die Profitrate zu erhöhen. Dazu mussten 
die kämpfenden Segmente der Arbeiter*innenklasse zurück-
geschlagen werden. Ferner musste der Zusammenhalt des 
imperialistischen Systems unter der Vorherrschaft der USA 
aufrechterhalten werden. Das waren die politischen Voraus-
setzungen, um das globale Akkumulationsregime nachhaltig 
umzugestalten und die Ausbeutung der Arbeitenden weiter 
durchzusetzen. Dieses radikale gesellschaftspolitische Pro-
gramm ist unter dem Begriff des Neoliberalismus bekannt 
geworden. Die führenden Regierungen dafür waren ab dem 
Ende der 1970er Jahre Ronald Reagan in den USA und Mar-
garet Thatcher in Grossbritannien. Das erste Sturmzeichen 
der neoliberalen Offensive zeigte sich aber bereits mit dem 
blutigen Pinochet-Putsch vom 11. September 1973 in Chile. 
Dort setze die Militärdiktatur mit brutalen Methoden jene Ge-
genreformen durch, von denen die neoliberalen Ökonomen 
seit Jahren träumten. 

Damit die reformistischen politischen Parteien weiter ih-
ren Platz in diesem neuen Regime finden konnten, wurden sie 
umgestaltet. Dies geschah beispielhaft für die Labour Partei in 
Grossbritannien und, etwas später, mit der Sozialdemokratie 
in Deutschland. Ein weiteres Beispiel ist die PT (Arbeiterpar-
tei) in Brasilien, die seit den späten 1990er Jahren umgestal-
tet wurde, um endlich an die Regierung zu gelangen. Auch 
die Orientierung der europäischen kommunistischen Parteien 
auf den sogenannten «Eurokommunismus» ist in diesem Zu-
sammenhang zu sehen; der Eurokommunismus beinhaltete 
im Wesentlichen eine Loslösung von der strikten Unterord-
nung unter die stalinistische Bürokratie der Sowjetunion und 
ein Bestreben einer Zusammenarbeit mit den bürgerlichen 
Regimes in Europa.  In Italien bekam diese Neuorientierung 
der kommunistischen Partei den Namen «Historischer Kom-
promiss» und zielte damit auf eine offene Zusammenarbeit 
mit der katholischen Volkspartei und den Christdemokraten. 
Diese Strategie hatte zerstörerische Folgen für die politischen 
Handlungsmöglichkeiten der italienischen Arbeiter*innen-
klasse, die sich  ab dem Ende der 1960er bis hinein in die 
1970er Jahre  zur kämpfenden Vorhut der internationalen 
Arbeiter*innenbewegung entwickelt hatte. Von nun an war 
klar: Der Platz am Verhandlungstisch und in der Verwaltung 
des Systems konnte nur durch die Bereitschaft gesichert wer-
den, die neoliberalen Angriffe auf die Errungenschaften der 
Arbeiter* mitzutragen. Dies geschah unter einer Logik des 
«kleineren Übels». Das heisst, durch eine weitere Wende nach 
rechts.

Ein solches Regime konnte sich unter anderem auf eine 
Schicht der Lohnabhängigen stützen, die von der neuen glo-

Alle nach rechts. Was nun?

« Die 1990er Jahre waren eine Periode, in der 
die Sozialdemokratie in den meisten europäi-
schen Ländern neoliberale Angriffe mittrug. Sie 
stützte sich für diese Politik in wachsendem Mas-
se auf die neuen Mittelschichten.»
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balisierten Akkumulation mehr oder weniger profitierten, 
die neuen Mittelschichten. Sie nehmen eine spezielle Rolle 
im Akkumulationsprozess ein, sei es durch ihre Abhängigkeit 
von einer wachstumsstarken Kapitalfraktion, ihre geografi-
sche Lage oder ihren privilegierten Zugang zu erforderlichem 
Wissen über Technologie, Verwaltungsmethoden und soziale 
Techniken. Diese neue Ausprägung der Arbeiteraristokratie, 
das heisst der privilegierten Teile der Lohnabhängigen, pro-
fitierte fallweise von den Restrukturierungsgewinnen. Dies 
jedoch häufig auf Kosten von Teilen des traditionellen Indus-
trieproletariats in den imperialistischen Zentren.

Es bildete sich eine neue globale Arbeitsteilung heraus. 
Deren zentrale Eigenschaft besteht im Aufbau von globali-
sierten Wertschöpfungsketten. Damit kann das Kapital seine 
Investitionen dort platzieren, wo die Lohnstückkosten tiefer 
als in den imperialistischen Zentren liegen und die politi-
schen Rahmenbedingungen aufgrund einer schwächeren Ar-
beiter*innenbewegung günstiger sind. Mit dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion und mit der Marktöffnung Chinas um 
1990 taten sich ganz neue Perspektiven für diese neoliberale 
Offensive auf – gerade rechtzeitig, um der nächsten grossen 
Akkumulationskrise zu Beginn der 1990er Jahre durch wei-
tere Marktliberalisierungen in Europa und den USA begeg-
nen zu können. Die 1990er Jahre waren eine Periode, in der 
die Sozialdemokratie in den meisten europäischen Ländern 
Regierungsverantwortung hatte und diese Angriffe politisch 
mittrug. Sie stützte sich für diese Politik in wachsendem Mas-
se auf die neuen Mittelschichten.

All dies beseitigte jedoch die Krisenhaftigkeit des Kapi-
talismus nicht. Es kam vielmehr zu immer tieferen Einbrü-
chen in den 1990er Jahren. Schliesslich brach 2008/2009 die 
schwerste globale Krise seit der Weltwirtschaftskrise von 1929 
aus. Die Regierungseliten versuchten durch Notfallregimes 
die ins Wanken geratene Finanzbranche und Schlüsselindus-
trien zu stabilisieren – auf Kosten der Arbeiter*innenklasse. 
Doch die Krisen und die dagegen ergriffenen Massnahmen 
verschärfen die inneren Widersprüche des globalen Kapitalis-
mus und seiner politischen imperialistischen «Ordnung». Ab 
2009 vertieften sich die Konflikte zwischen den Grossmäch-
ten, der «Wachstumsmotor» China geriet an seine Grenzen, 
die Kämpfe der Arbeiter*innenklasse verstärkten sich welt-
weit und die sozialen Bewegungen nahmen immer radikalere 
Formen an. Allerdings konnten sich die sozialen Kämpfe nur 
selten durchsetzen: Sie wurden von der Bourgeoisie teilwei-
se brutal zurückgeschlagen, wie in Nordafrika, Syrien oder 
Griechenland. Hinzu kommen eine mittlerweile offen sicht-
bare ökologische Krise und rasant ausgreifende kriegerische 
Konflikte, die meistens direkt oder indirekt durch den US-Im-
perialismus angezettelt wurden.

Die Schweiz als neoliberales «Erfolgsmodell»
Die Schweiz ist wegen ihrer besonderen Stellung im glo-

balen Machtgefüge in einer spezifischen Situation. Sie kann 
seit Mitte der 1990er Jahre als neoliberales «Erfolgsmodell» 
bezeichnet werden. Dies aufgrund der Tatsache, dass von 
dort eine überdurchschnittliche Zahl von Konzernzentralen 

Alle nach rechts. Was nun?

Anhänger der griechischen Partei Chrysi Avgi (Goldene Morgenröte) 
auf einer Demonstration in Komotini: Im Gegensatz zu den oft als 
«rechtspopulistisch» bezeichneten Parteien wie der AfD in Deutsch-
land oder der Rassemblement National in Frankreich verfolgt Chrysi 
Avgi ein klar neonazistisches Programm. Sie pflegt gute Kontakte zur 
deutschen NPD.



24  |  antikap Nr. 11  |  Herbst 2019

ihre räuberischen Geschäfte im 
globalen Massstab tätigen kann. 
Zudem entwickelte sich über zwei 
Jahrhunderte ein politisches System 
des Interessensausgleiches zwischen 
den verschiedenen Kapitalfraktionen. Seit 
einem Jahrhundert sind auch die Sozialdemo-
kratie und die Gewerkschaften ein tragender Faktor 
dieser Konsensmechanik: Sie leisten seit dem Burgfrieden 
im Ersten Weltkrieg und spätestens seit der Kapitulation im 
Generalstreik vom November 1918 bis zur aktuellen Abbau-
politik in der Altersvorsorge unverzichtbare Dienste für die 
massgebenden Sektoren der helvetischen Bourgeoisie. Sollte 
in einem nächsten tiefen Wirtschaftseinbruch beispielsweise 
die Finanzbranche oder andere zentrale Sektoren des helve-
tischen Imperialismus vor existenziellen Problemen stehen, 
wird die Schweizer Arbeiter*innenklasse kaum über wirk-
same Strukturen zur Verteidigung ihrer Interessen verfügen. 
Diesbezüglich spiegelt die Lage der Arbeiter*innenklasse in 
der Schweiz jedoch weitgehend die globale Tendenz wieder, 
obgleich sie noch relativ privilegiert ist.

Die Neue Rechte
Die immer schärferen Angriffe auf die Arbeits- und Le-

bensbedingungen durch die rechten Volksparteien und die 
Sozialdemokratie entfremden breite Segmente der Lohnab-
hängigen zunehmend vom offiziellen Politikbetrieb. Das neo-
liberale Regime schiebt immer schärfere Widersprüche vor 
sich her. Um im Krisenfall ein schnelles und entschlossenes 
Handeln zu ermöglichen, muss die Bourgeoisie zu Massnah-
men greifen, die ausserhalb bürgerlich-demokratischen Ver-
fahrensregeln stehen. Die reformistischen Parteien und die 
Gewerkschaftsführungen mögen zwar weiterhin Hand bieten 
für noch härtere Restrukturierungs- und Abbaumassnahmen, 
aber dies hat dort seine Grenzen, wo es um ihre eigene Exis-
tenz geht. Bei künftigen grossen Kriseneinbrüchen werden 
auch grosse Teile der neuen Mittelschichten stärker bluten 
müssen und sich je nach Situation zumindest teilweise nach 
rechts bewegen. Sie werden schnelle, radikale Antworten 
brauchen, wie das neoliberale Regime, an das sie bislang ihre 
Lebensperspektive gebunden haben. Die Sozialdemokratie 
und deren linksreformistischen Nachfolgeorganisationen wie 
etwa Die Linke in Deutschland, die AL in der Schweiz, Pode-
mos in Spanien nebst vielen anderen und die ihnen verwand-

ten Gewerkschaftsapparate 
werden nicht in der Lage sein, 

die notwendigen radikalen poli-
tischen Antworten zu entwickeln. 

Sie werden vielmehr zu treuen Voll-
streckern der Angriffe auf die Arbeits- 

und Lebensbedingungen werden, wie dies 
mit SYRIZA in Griechenland bereits geschehen ist. 

Die neuen rechtsextremen Parteien werden häufig von 
Personen geleitet, die vorher als Kader in der Finanzindus-
trie, den multinationalen Konzernen, im Staatsapparat oder 
im akademischen Bereich arbeiteten oder dies weiterhin 
tun. Häufig stammt die aktive Basis dieser Neuen Rechten 
auch aus kleingewerblichen Bereichen, die von der Krise in 
die Tiefe gerissen werden könnten, aus den liegengelasse-
nen Sektoren der traditionellen Arbeiter*innenklasse, aus 
dem staatlichen Repressionsapparat und aus fundamentalis-
tisch-religiösen Zusammenhängen.

Es gibt eine gewisse Ähnlichkeit mit dem Aufstieg des 
Faschismus in den 1920er und 1930er Jahren. Mit solchen 
Vergleichen ist aber Vorsicht geboten. Denn, wie in der antik-
ap-Ausgabe vom Frühjahr 2019 durch David Ales hervorgeho-
ben wurde, fehlen heute (noch) die Voraussetzungen für ein 
faschistisches Regime. Dies gilt vor allem hinsichtlich einer 
gewalttätigen terroristischen Massenbewegung, die gegen 
alle Einrichtungen der Arbeiter*innenklasse gerichtet ist und 
die die Macht im Staat erobern kann. Trotzki schreibt dazu: 
Der Faschismus «bringt die Klassen auf die Beine, die sich 
unmittelbar über das Proletariat erheben und fürchten, in 
dessen Reihen gestürzt zu werden. Er organisiert und milita-
risiert sie mit den Mitteln des Finanzkapitals, unter Deckung 
des offiziellen Staates und lenkt sie auf die Zertrümmerung 
der proletarischen Organisationen, von den revolutionären 
bis zu den gemässigten. Der Faschismus ist nicht einfach ein 
System von Repression, Gewalttaten, Polizeiterror. Der Fa-
schismus ist ein besonderes Staatensystem, begründet auf der 
Ausrottung aller Elemente proletarischer Demokratie in der 
bürgerlichen Gesellschaft.»

Zwar haben die neuen rechtsextremen Parteien fast im-
mer eine organische Verbindung zu neo-faschistischen Schlä-
gerverbänden. Dies ist letztendlich der wichtigste Unterschied 
zu den traditionellen rechten Volksparteien. Denn auch die 
Volksparteien inklusive der Sozialdemokratie greifen immer 
häufiger zu anti-demokratischen Notmassnahmen, wenn die 

Alle nach rechts. Was nun?

Eine gesamtgesellschaftliche Alternati-
ve entwickeln oder Nazis verhauen? 

Je nach Faschismusanalyse resul-
tieren unterschiedliche Strategien 

antifaschistischer Politik.
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«Not» dies gebietet. Dies gilt z.B. für die Repressionsmassnah-
men gegen die Bewegung der Gelbwesten in Frankreich, den 
Ausbau der Überwachungsmassnahmen weltweit, etwa dem 
Homeland Security Erlass in den USA, dem neuen Polizei-
gesetz in Deutschland oder dann die Bankenrettungen von 
2008/2009. Man denke an die Rettung der UBS, der grössten 
Schweizer Bank, als im Herbst 2008 buchstäblich über Nacht 
15 % des BIP aufgewendet wurden, um die Finanzbourgeoisie 
für ihre wilden Geldmarkt-Spekulationen schadlos zu halten! 
Bei diesem «Deal» waren Exponenten der Sozialdemokrati-
schen Partei an vorderster Front beteiligt.

Das rechtsextreme Gedankengut stösst bei den führenden 
Sektoren der Bourgeoisie auf ein wachsendes Interesse. So 
öffnete die Neue Zürcher Zeitung schon mehrfach ihre Sei-
ten für Vertreter bzw. Vertreterinnen der AfD in Deutschland. 
So z.B. für Alexander Gauland, Parteichef der AfD, der das 
NSDAP-Regime in Deutschland und seine Verbrechen als 
«Vogelschiss in der Geschichte» bezeichnet hatte oder für Ali-
ce Weidel, Fraktionspräsidentin der AfD. Oder auch immer 
wieder für Jörg Baberowski, dem rechtsextremen Historiker, 
der ebenfalls die Verbrechen des Nazi-Regimes relativiert. 
Schliesslich ist auch der rechte Philosoph Peter Sloterdijk zu 
lesen, der wichtigste Mentor von Marc Jongen, der wiederum 
zu den Hausphilosophen der AfD gehört. Die NZZ selbst hat 
ihre Redaktion noch weiter nach rechts umgebaut. Sie wollte 
damit den Gefahren einer feindlichen Übernahme durch die 
SVP-Führung um Christoph Blocher, dem politisch profilier-
testen Vertreter der Schweizer Finanzbourgeoisie, begegnen.

Strategie
Walter Benjamin, ein deutsch-jüdischer marxistischer Phi-

losoph, schrieb 1940 auf der Flucht vor den Nazis in Frank-
reich: «Das Subjekt historischer Erkenntnis ist die kämpfen-
de, unterdrückte Klasse selbst.» Im weiteren Zusammenhang 
wird klar, dass er damit die kämpfende Arbeiter*innenklasse 
meinte. Das reformistische Korsett der Sozialdemokratie steht 
dem Aufbau von kämpferischen Perspektiven entgegen, die 
für einen Widerstand gegen den Aufstieg des Faschismus un-
erlässlich sind. Das gilt umso mehr für die heutige Periode 
angesichts des Erstarkens der Neuen Rechten mit ihrer teufli-
schen Nachhut der neo-faschistischen Gruppierungen.

Im Gegensatz zu reformistischen Strategien, die immer 
wieder auf Kompromisse mit der Bourgeoisie und auf Mitver-
waltung ihrer Herrschaft setzen, setzt eine revolutionäre poli-
tische Strategie gerade auf die Stärkung der Kampfkraft der 
Arbeiter*innenklasse. Ihr Ziel ist es, die Herrschaft der Bour-
geoisie zu stürzen. Die aufflammenden emanzipatorischen 
Massenbewegungen und die Arbeiter*innenkämpfe sind der 
Ort, wo sich die radikale Linke bewähren muss. Nicht aber, 
wenn sie diesen einfach mit einer «Nachtrabpolitik» hinter-
herrennt. Vielmehr muss sie versuchen, in ihrem Engagement 
in den Bewegungen deren kämpferische Orientierungen zu 
stärken und organisatorisch und programmatisch vorwärtszu-
bringen und zusammenzuführen. Es geht in den emanzipato-
rischen Bewegungen darum, eine antikapitalistische, kommu-
nistische Ausrichtung praktisch zu stärken. 

Die Eigentums- und Machtfrage ist für die emanzipato-
rischen Bewegungen letztendlich unausweichlich, wollen sie 
mit ihren Forderungen weiterkommen. Dies mag bei der Kli-
ma- und Ökologiebewegung offensichtlich sein, wo es ja um 
die Herrschaft über den gesellschaftlichen Produktions- und 
Reproduktionsprozess geht. Dies gilt auch für die Frauenbe-
wegung. Mindestens für deren radikalere Strömungen, die 
auf eine grundsätzliche Neugestaltung der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung und auf die Beseitigung der Ausbeutung der le-
bendigen Arbeit zielen und um befreite Lebensformen kämp-
fen. Ein wichtiger, da unmittelbarer Ort des Kampfes gegen 
die Unterwerfung der Menschen unter die kapitalistische 
Ausbeutung sind Streiks und vor allem Betriebsbesetzungen. 
Dabei findet der Aufbau entsprechender Aktionsformen und 
Solidaritätsstrukturen statt sowie die Entwicklung neuer For-
men gesellschaftlicher Produktion und Verteilung. 

Es geht um eine Verbesserung der Lebens- und Arbeits-
bedingungen und vorerst um die Abwendung grosser Katast-
rophen. Dazu gehört nicht nur die Klimakatastrophe, sondern 
auch Kriege sowie die drohende Ausbreitung und Radikali-
sierung autoritärer Regimes. Der Kampf dagegen muss eine 
demokratische Kontrolle über die Reichtümer der Gesell-
schaft anstreben. Wie die Brutalität der Niederschlagung der 
Aufstände über das vergangene Jahrzehnt zeigt, schreckt die 
Bourgeoisie vor keinem Mittel zurück. Wenn nötig, würde sie 
dafür faschistische oder autoritäre Regimes unterstützen. Wie 
in Nordafrika, Syrien oder 1973 in Chile. Dies ist der Gehalt 
der revolutionären Tradition der Arbeiter*innenbewegung, 
wie sie zumindest in einigen Strömungen des Trotzkismus am 
ehesten überlebt hat. Der Reformismus beweist zum wieder-
holten Mal in der Geschichte, dass er eine Strategie ist, die 
den Aufstieg der reaktionären Rechten in Krisenzeiten eher 
begünstigt als verhindert.

Klassiker

Leo Trotzki: Porträt des Nationalsozialismus, 1999, Arbei-
terpresse.

Ernest Mandel: Theorien über den Faschismus, 1969.  
https://www.ernestmandel.org/de/textes/txt/theorien_
uber_den_faschismus.htm.

Zu den zeitgenössischen Entwicklungen

Mark L. Thomas: Fascism in Europa today. In: International 
Socialism 162, April 2018, auch unter:  
https://www.isj.org.uk/fascism-in-europe-today.

Zum Aufstieg der Neuen Rechten

Tobi Hansen: Der aufhaltsame Aufstieg des Rechtspopu-
lismus. Revolutionärer Marxismus 50, November 2018: 
https://www.arbeiterinnenmacht.de/2018/12/04/der-auf-
haltsame-aufstieg-des-rechtspopulismus.

Weiterlesen

Alle nach rechts. Was nun?
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Weil es nichts zu wählen gibt
2019 gab es in der Schweiz alleine in der Bundesver-

waltung knapp 38’000 Vollzeitstellen. Wer das ist, kümmert 
niemanden und gewählt werden sie nicht. Die Beamt*innen 
treten normalerweise auch nicht ab, sondern bleiben unter 
Umständen ihr Leben lang. Wenn wir alle vier Jahre 246 

Personen in die zwei Kammern der Schweizer Legislative 
wählen, kümmert das zwar auch nicht so viele (siehe Wahl-
beteiligung in den letzten Jahren) und weit über ein Viertel 
der Bevölkerung darf sich nicht darum kümmern (alle ohne 
Schweizer Pass und Jugendliche unter 18). Wenn man es 
aber wagt, offen zu sagen, dass man sich absichtlich und 
aus politischen Gründen «nicht darum kümmert», dann fin-
det das sogar die linke Historikerkoryphäe Jakob Tanner 
«ungemütlich», wie er am 12. Oktober 2019 im Magazin 
des Tages-Anzeigers meinte.

Als revolutionärer Sozialist bin ich nicht grundsätzlich 
gegen parlamentarische Arbeit als politisches Betätigungs-

feld für die Linke – trotz aller Beschränkungen und Gefah-
ren. Unter gewissen Umständen können Parlamentssitze für 
Revolutionär*innen nützlich sein, um an Informationen zu 
kommen, die politischen Positionen besser verbreiten zu 
können oder den parlamentarischen Betrieb von innen zu 
stören, wie es zum Beispiel die BFS/MPS zurzeit im Tessin 
macht. 

Wenn es also revolutionäre – oder zumindest explizit 
linke, unabhängige – Parteien gäbe, die sich zur Wahl stel-
len würden, könnte ich mir durchaus vorstellen, wählen zu 
gehen.

Keine Stimme für die SP – nie und nimmer
An dieser Stelle werde ich dann jeweils darauf hinge-

wiesen, dass es bei den Nationalratswahlen in allen grös-
seren Kantonen Parteien links der Sozialdemokratischen 
Partei der Schweiz (SP) gab, die man wählen konnte. Das 
hätte man in der Tat tun können. Nur hätte es keine Rolle 
gespielt: denn ausnahmslos alle Parteien, die links der SP 
stehen und zur Wahl angetreten sind, hatten mit ihr eine 
Listenverbindung (Alternative Liste, Partei der Arbeit, soli-
daritéS, junge Grüne und Jusos sowieso). Das heisst letzt-
lich: Wenn diese Parteien keinen Sitz erreichen, gehen die 
Stimmen trotzdem an die SP. Und die Sozialdemokratie und 
ihre grüne Variante, die Grüne Partei (GP), wähle ich unter 
keinen Umständen. Denn SP und GP sind keine weichspü-
lende Alternative zum Neoliberalismus, sondern im Gegen-
teil mitverantwortlich für die neoliberale Umgestaltung der 
Gesellschaft seit den 1980er Jahren und den darauf auf-
bauenden Aufstieg der Rechten. Die SP trägt nicht nur als 

Warum ich nicht 
wählen gegangen bin

WAHLEN

Am Sonntag, 20. Oktober 2019 wählte die Schweiz ein neues Parlament. Die Hoff-
nungen von links in die neue Legislatur sind riesig. Endlich werde es möglich sein in 
Sachen Gleichberechtigung und Ökologie grundlegende Fortschritte zu machen. Ich 
habe da meine Zweifel. Als überzeugter revolutionär-sozialistischer Nicht-Wähler 
bekam ich vor den Wahlen allerhand zu hören. Ich würde den #Linksrutsch sabotie-
ren, den Rechten – insbesondere der Schweizerischen Volkspartei (SVP) – helfen, ja 
ich sei eigentlich selbst ein Rechter. Solche Anschuldigungen verlangen auch nach 
den Wahlen nach einer polemischen Replik.
von Philipp Gebhardt (BFS Zürich)

« Ich habe nichts dagegen, wenn bei 
uns der linke Flügel auch mal radikale 
Forderungen stellt. Das mobilisiert die 
linke Wählerschaft, ohne die Welt zu 
verändern.»       SP alt-Nationalrat Tim Guldimann
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Regierungspartei Verantwortung dafür. Ihre Parteimitglieder 
waren seit den 1990er Jahren führend beteiligt an der Li-
beralisierung des Telefonmarktes, der Umstrukturierung der 
SBB, der Restrukturierung der Post und den Grossangriffen 
auf die Arbeitsbedingungen der Staatsangestellten (z.B. Ab-
schaffung des Beamtenstatus im Jahr 2000) usw.

Um aufzuzeigen, dass die SP und die Grünen nicht mei-
ne Interessen als Lohnabhängiger vertreten, muss ich mich 
nicht zurück auf den Frühling des Neoliberalismus in der 
Schweiz in den 1990er Jahren beziehen. 2019 haben in Zü-
rich alle rot-grünen Exekutivmitglieder auf kantonaler und 
städtischer Ebene die kantonale Umsetzung der Steuer-
reform und AHV-Finanzierung (STAF) und damit weitere 
Steuergeschenke für die Unternehmen unterstützt. Es ist eine 
Binsenwahrheit, dass damit der Zwang zum weiteren Abbau 
unserer sozialen Löhne (des «Sozialstaates») folgen wird. Die 
SP und Grüne zu wählen – ob direkt oder indirekt – wider-

spricht diametral meinen materiellen (und 
politischen) Interessen.

Wer einwendet, dass es in der SP ja auch tatsächlich Lin-
ke und Nette gibt, hat sicherlich recht, aber wenig verstan-
den. Am 27. Mai 2019 brachte dies der am rechten Flügel der 
SP politisierende alt-Nationalrat Tim Guldimann in der Aar-
gauer Zeitung wunderschön auf den Punkt: «Ich habe nichts 
dagegen, wenn bei uns der linke Flügel auch mal radikale 
Forderungen stellt. Das mobilisiert die linke Wählerschaft, 
ohne die Welt zu verändern.» Ich lasse mich aus Prinzip nicht 
von alten Bürokrat*innen an der Nase rumführen.

Der #Linksrutsch findet auf der Strasse statt
Am absurdesten ist der Vorwurf, ich würde mit meiner 

bewussten Wahlabstinenz den Rechten helfen. Dass ein – 
wenn auch sehr beschränkter – #Linksrutsch am 20. Oktober 
überhaupt möglich war, liegt in erster Linie an der riesigen 
feministischen Bewegung, die am 14. Juni 2019 im Frau-
en*streik kulminierte, und an der Klimastreik-Bewegung, 
die seit Dezember 2018 welt- und auch schweizweit zu ei-
ner politischen Diskursverschiebung geführt hat (inwiefern 
wir dadurch auch das reale Kräfteverhältnis längerfristig 

zugunsten der Lohnabhängigen verschieben können, 
ist noch offen). Dass sich all jene, die sich auf der 

lila-grünen Welle ins Parlament tragen liessen, 
überhaupt Hoffnung auf einen Parlamentssitz 
machen konnten, liegt also paradoxerweise an all 
denjenigen Aktivist*innen, die sich in den letzten 
Monaten unermüdlich, unentgeltlich – und vor al-
lem ausserhalb der Parlamente – für eine andere, 
feministische, ökologische und solidarische Welt 
eingesetzt haben. Uns allen also vorzuwerfen, wir 
würden den Rechten in die Hände spielen, ist ver-
blödet. 

Mit unserem Engagement rund um den Frau-
en*- und den Klimastreik haben wir aber vor allem 
alternative politische Betätigungsformen aufgezeigt 
und praktiziert, die nicht auf Delegation, sondern 
Selbstorganisation beruhen. Und dass dies poli-
tisch wirkungsvoller ist, bestätigt indirekt auch die 
liberale Politikwissenschaft. In einem Interview mit 
dem Tages-Anzeiger am 1. September 2019 wurde 
der liberale Politologe Michael Hermann mit der 
Feststellung konfrontiert, dass der parlamentarische 
Rechtsrutsch von 2015 tatsächlich nicht viel verän-
dert habe. Auf die Frage, inwiefern nun der Links-
rutsch etwas ändern würde, antwortete er: «Rutsche 
in der Schweiz sind immer klein, selbst wenn sie uns 
gross erscheinen. Sogar wenn die Zusammensetzung 
der Regierung wechseln sollte, wäre der Unterschied 
wohl nur minim.» Die neoliberale politische Stabilität 
in der Schweiz wird nicht durch die Wahlen ins Wan-
ken gebracht, sondern durch den Druck der Strasse.

Warum ich nicht wählen gegangen bin



Die für schweizerische Verhältnis-

se beeindruckende Beteiligung von 

überwiegend jungen Men schen am 

Frauen*streik und an der Umwelt-

bewegung zeigt, dass wieder mehr 

Menschen bereit sind, aktiv zu wer-

den und sich kollektiv für politische 

Anliegen zu organisieren. Vor allem 

die linken und systemkri tischen 

Kräfte in diesen Bewegungen neh-

men gegenüber Parteien eine skep-

tische oder ablehnende Haltung 

ein. Die Angst vor Vereinnahmung 

und dem Versuch, Bewe gungen für 

Wahlerfolge und Par teiinteressen 

zu instrumentalisieren, ist mehr 

als berechtigt. Mit dem folgen-

den Artikel möchte ich aufzeigen, 

warum wir als Aktivist*innen der 

Bewegung für den Sozialismus 

dennoch versuchen sollten, auf die 

Entstehung einer revolutionär-so-

zialistischen Partei hinzuarbeiten. 

Ferner möchte ich darlegen, unter 

welchen Bedingungen sich linke 

Parteien und soziale Bewegungen 

positiv ergänzen können.

von David Ales (BFS Basel)

Warum wir 
revolutionäre 
Parteien brauchen

THEORIE
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Um eines gleich vorweg zu nehmen: Parteien sind nicht per 
Definition auf Wahlen, Parlamentssitze und Re gierungsposten 
ausgerichtet. Sie trachten auch nicht automatisch danach, au-
toritär und von oben nach unten zu funktionieren. Dass die 
meisten Menschen bei Parteien an die grossen «Volksparteien» 
(SVP, SP, FDP usw.) denken, hängt damit zusammen, dass die-
se Träger von politischen Programmen und Gesellschaftsana-
lysen sind, die in unserer Gesellschaft derzeit sehr dominant 
sind. Das Spektrum der «radikalen Linken» ist derzeit noch 
viel zu schwach und zu fragmentiert, um eigene widerständige 
Organisationen hervorzubringen, die politisch relevant sind. 
Das könnte sich aber ändern.

Was sind Parteien?
Parteien sind zunächst einmal nicht mehr als eine Form 

der poli tischen Organisation, in der sich Menschen mit glei-
chen oder ähnli chen Überzeugungen zusammenschliessen, 
um gemeinsam für ihre Ziele einzustehen. Diese Definition 
macht deutlich, dass Parteien nicht nur eine systemerhalten-
de, sondern auch eine systemkritische Rolle entfalten können. 
Ausschlaggebend ist die politische Ausrichtung und die Funk-
tionsweise der jeweiligen Organisation. Dass historisch gese-
hen die Mehr heit der linken (und rechten) Parteien autoritär 
und un demokratisch funktioniert haben und dies weiterhin 
tun, ist kein Beweis dafür, dass Parteien immer so sind. Klar ist 
aber: Wenn sich Menschen mit autoritärem und undemokrati-
schem Gedankengut zu sammenschliessen, so drückt sich dies 

auch in ihren jeweiligen Parteien (und von ihnen geführten 
Re gierungen) aus. Die von linken Aktivist*innen oft gezogene 
Schlussfolgerung, wonach sich Parteien «automatisch» negativ 
auf demokratische Aushand lungsprozesse auswirken, ist auf 
Grund der historischen Erfahrungen zwar verständlich, aber 
verwechselt im Grunde Ursache (autoritäres Politikverständ-
nis) und Wirkung (autoritäre Partei).

Sich als Klasse verstehen
Als Marxist*innen sind wir der Meinung, dass die kapita-

listische Gesellschaft eine Klassengesellschaft ist. Vereinfacht 
gesagt, liegt die ökonomische (und teilweise auch politische) 
Macht in den Händen ei ner besit zenden und wohlhabenden 
Minderheit, der Klasse der Kapitalist*innen. Die Mehrheit der 
Menschen hinge gen besitzt keine eigenen Produktionsmit-
tel und muss ihre Arbeitskraft verkaufen, um zu überleben. 
Sie bil det so die Klasse der Lohnabhängigen. Die Geschichte 
zeigt, dass die unglei che Verteilung von Reichtum, Wohlstand 
und politischer Mitbestimmungsmöglichkeit immer wieder 
zu Konflikten führt: zu Klassenkämpfen. Antrieb dieser Aus-
einandersetzungen sind da bei nicht nur die Ungleichheit zwi-
schen den beiden Klas sen, sondern auch solche innerhalb der 
Klas sen: Akademiker*innen verdienen mehr als Reinigungs-
kräfte; Lohnabhängige mit Schweizer Pass ha ben mehr Rechte 
als diejenigen ohne; Frauen* verdienen weniger als Männer* 
und leisten mehr un bezahlte Arbeit, um nur einige Beispiele 
zu nennen.

Frauen*streikfest in Bern: Ohne Massenbewegungen sind nachhalti-
ge und emanzipatorische Veränderungen unmöglich. Parteien können 
Massenbewegungen dabei unterstützen, Probleme zu analyisieren und 
gesamtgesellschaftliche Alternativen zu entwickeln. Als Aktivist*innen 
geht es nicht darum, sich für «Bewegungsarbeit» oder «Parteiarbeit» zu 
entscheiden, sondern beides sinnvoll zu verbinden.
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Warum wir revolutionäre Parteien brauchen

« Herrschaft basiert nicht nur auf Zwangs-
apparaten wie Militär und Polizei, son dern 
auch auf der Zustimmung breiter Bevölke-
rungsteile.»
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Wenn sich also die Angestellten einer Firma für höhere Löh-
ne oder bessere Arbeitsbedingungen ein setzen, Geflüchtete für 
würdige Lebensbedingungen kämpfen, Frauen* feministische 
Anliegen formu lieren oder die Klimabewegung gegen die Zer-
störung unserer Lebensgrundlagen durch die Konzerne kämpft, 
sind das für uns verschiedene Formen des Klassenkampfes. In 
ihnen sehen wir das Potential, sich gegen die kapitalisti sche Un-
gerechtigkeit zur Wehr zu setzen und sich solidarisch und kol-
lektiv als Klasse der Lohnab hängigen zu organisieren. Um dies 
aber zu ermöglichen, ist es wichtig, auf die gemeinsamen Anlie-
gen und Interessen der verschiedenen Bewegungen aufmerksam 
zu machen. Als Aktivist*innen der BFS versuchen wir nicht nur, 
uns an Arbeitskämpfen sowie feministischen, antirassistischen 
oder Umweltbewegungen zu beteiligen, sondern darüber hin aus 
auf die Bildung eines gemeinsamen Bewusstseins als Klasse der 
Lohnab hängigen hinzuarbeiten.

Selbstemanzipation statt Stellvertretung
«Die Befreiung der Arbeiterklasse muss das Werk der Arbei-

terklasse selbst sein», hielten Marx und Engels schon 1879 fest. 
Wir glauben, dass dieser Grundsatz richtig ist. Die Rolle revolu-
tionärer Parteien sollte es niemals sein, sich als Stellvertreterin 
der Klasse der Lohnabhängigen zu sehen. Vielmehr geht es dar-
um, sich in sozialen Bewegungen zu engagieren und als organi-
sierte Kraft eigene Analysen, Erfahrungen und Ideen zur Debat-
te zu stellen. Revolutionäre Parteien können so dazu beitragen, 
den verschiedenen so zialen Bewe gungen eine politische Form zu 
geben und sie zu vernetzen. Die Aufgabe revolutionärer Parteien 
ist es also gerade nicht, sich an die Stelle der Lohnabhängigen 
oder sozialer Bewegungen zu setzen und als vermeintlich aufge-
klärte Minderheit «in ihrem Sinne» zu handeln. Stattdessen soll-
ten sie ein Instru ment sein, in dem sich verschiedene Teile der 
Lohnabhängigen und Bewegungen organisieren, voneinan der 
lernen, Erfahrun gen austauschen und miteinander Perspektiven 
über den Kapitalismus hinaus entwickeln. Schon 1848 drück ten 
Marx und Engels dieses Anliegen im Kommunistischen Manifest 
aus, als sie betonten, dass die Kommu nist*innen «keine sektie-
rerischen Prinzipien [aufstellen], wonach sie die proletarische 
Bewegung modeln wollen.»

Die Partei als kollektives Gedächtnis
Die letzten Jahrzehnte haben eine Vielzahl an sozialen Bewe-

gungen hervorgebracht. Die Antiglobalisierungs bewegung der 
90er Jahre, die massiven Mobilisierungen gegen den Irakkrieg 
ab 2002, die ab 2011 in zahlrei chen Ländern aktive Occupy-Be-
wegung mit dem bis heute verwendeten Slogan «We are the 
99%» sowie die Frauen- und die Umweltbewegung der jüngs-
ten Zeit sind einige wichtige Beispiele. Die historische Erfah rung 
zeigt, dass solche Massenmobilisierungen unterschiedlich lange 
wirkmächtig bleiben und irgendwann – sofern sie keinen durch-
schlagenden Erfolg haben – auch wieder an Schwung verlieren, 
im schlimmsten Fall von der Bildfläche verschwinden. Revoluti-
onäre Parteien können diesen Prozess in der Regel nicht aufhal-
ten, aber sie können versuchen, sich mit Aktivist*innen aus die-
sen Bewegungen zu vernetzen und so als eine Art kollektives 
Gedächtnis zu fungieren. Sofern sie wirklich Teil von sozialen 
Mobilisie rungen sind, können revolutionäre Parteien also aus 
ihnen lernen und die daraus gewonnenen Erfahrungen für künf-
tige Heraus forderungen lebendig halten.

Revolutionäre Parteien als Instrument gegen die 
herrschende Ideologie

Der italienische Marxist Antonio Gramsci beschäftigte sich ab 
den 1920er Jahren mit der Frage, warum im Anschluss an den 
Ersten Weltkrieg zwar 1917 in Russland eine Revolution statt-
gefunden hatte, in anderen Ländern aber mit einer stärkeren Ar-
beiter*innenbewegung wie beispielsweise Deutschland oder Ita-
lien revo lutionäre Erhebungen niedergeschlagen wurden. Eine 
seiner wichtigsten Erkenntnisse bestand darin, dass er folgreiche 
(kapitalistische) Herrschaft nicht nur auf Zwangsapparaten 
wie Militär und Polizei basiert, son dern auch auf der Zustim-
mung breiter Bevölkerungsteile. Die Klasse der Kapitalist*innen 
ist ökono misch gesehen eine kleine Minderheit. Aber es ist ihr 
gelungen, in der «bürgerlichen Gesellschaft» über ihren engen 
Kreis hinaus Verbündete zu finden, die ihre Weltsicht teilen und 
so mit ihr politische Hegemonie (Vorherrschaft) ausüben. Diese 
Vorherrschaft basiert auf gemeinsamen Überzeugungen, die als 
herr schende Ideologie (Denkweise) von Intellektuellen, Wissen-
schaftler*innen, Politiker*innen, Lehrer*innen, Medienschaf-
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fenden bis hin zum Stammtisch täglich hervorgebracht und 
weiterentwickelt wird. Die herrschende Ideologie, oder das, 
«was die Leute so denken», kommt also nicht nur von oben, 
sondern aus der ganzen Gesellschaft.

Diese Erkenntnis ist wichtig, weil aus ihr folgt, dass sich 
unser Kampf gegen den Kapitalismus nicht auf die Sicherheits-
apparate und die Repression konzentrieren sollte, sondern in 
erster Linie ein Projekt der Infrage stellung der herrschenden 
Ideologie ist. Auch in der Schweiz stehen Militär und Polizei 
allzeit bereit, um gegen aufständische Elemente vorzugehen, 
historisch haben sie dies immer wieder unter Beweis gestellt. 
Doch der eigentliche Kitt, der die kapitalistische Ge sellschaft zu-
sammenhält und diese oft als unangefochten erscheinen lässt, 
ist eben die herrschende Ideologie: Die Vorstellung, dass die 
«freie Marktwirtschaft» eine natürliche Ordnung ist, zu der es 
keine bessere Alter native gibt; dass sich Menschen ganz auto-
matisch in der bürgerlichen Kleinfamilie und in Nationalstaaten 
or ganisieren sollten; dass Armut, Gewalt, Umweltzerstörung 
und Krieg nun mal zur menschlichen Existenz dazugehören. All 
dies sind gesell schaftlich tief verankerte Vorstellungen, die es 
aus linker Sicht unermüdlich in Frage zu stellen gilt. In diesem 
Pro zess können Parteien eine wichtige Rolle spielen. Im Sinne 
Gramscis sind Parteien keine technischen Appa rate oder Wahl-
maschinen, sondern gesellschaftliche Kräfte, die darum bemüht 
sind, auf die Gesellschaft Ein fluss zu nehmen, indem sie Bünd-
nisse eingehen, politische Programme entwickeln, Debatten 
lancieren, Meinungen machen, Alltagspraxen mit gestalten. 
Für revolutionäre Parteien besteht die Hauptaufgabe letztlich 
darin, der durch die herrschende Ideologie und Politik verur-
sachten Spaltung der Lohnabhängigen entgegenzuwirken und 
ihr ein eigenes alternatives Projekt – sozu sagen eine Gegen-
ideologie – entgegenzustellen. Dieses Projekt kann niemals nur 
auf dem Papier in Form ei ner revolutionären Theorie bestehen, 
sondern muss sich in einer eigenen politischen Praxis, Bildung 
und Gegenkultur beweisen und artikulieren. Längerfristig müs-
sen revolutionäre Parteien in der Lage sein, auf poli tischer, kul-
tureller und intellektueller Ebene eine gesamtgesellschaftliche 
Alternative zu entwerfen, die genü gend Überzeugungskraft hat, 
um die bestehenden Verhältnisse in Frage zu stellen.

Die Partei als Versuch, Theorie und Praxis 
näherzubringen

Gerade wenn es darum geht, alternative Konzepte auch 
praktisch werden zu lassen, stehen revolutionäre Parteien in 

der Verantwortung. Eine Partei, die ein feministisches Pro-
gramm vertritt, kann dies nur dann glaubwürdig tun, wenn 
sie es schafft, den Kampf um Gleichberechtigung und gegen 
Geschlechterdiskriminierung auch in «ihren eigenen Reihen» 
zu führen. Eine Partei, die für eine Gesellschaft kämpft, in der 
das bürgerli che Verhältnis von «Führenden» und «Geführten» 
überwunden werden soll, muss auch intern zu einer Praxis fin-
den, die all ihre Mitglieder theoretisch und praktisch stärkt und 
befähigt, mitzudiskutieren und mitzuentscheiden. Eine Partei 
mit revolutionär-sozialistischem Anspruch schliesslich, die für 
eine Gesellschaft kämpft, in der die politische Macht von der 
Gesamtheit der Lohnabhängigen ausgeht, muss schon heute 
beweisen, dass sie in der Lage ist, nicht nur (meist männliche 
und weisse) Akademiker*innen zu organisieren, sondern Lohn-
abhänige in verschiedenen Lebenslagen, mit und ohne Kinder, 
mit und ohne Schweizer Pass, mit und ohne Hochschulbildung. 
Auch wichtige linke Prinzipien wie dasjenige der internationa-
len Solidarität dürfen sich nicht auf Demoparolen beschrän-
ken, sondern müssen sich in konkreter Solidaritätsarbeit mit 
emanzipatori schen Bewegungen weltweit zeigen. Kurz gesagt: 
Ob eine Partei wirklich einen emanzipatorischen und revolutio-
nären Charakter hat, ist keine Frage ihres Selbstverständnisses, 
sondern eine Frage der Praxis.

Die BFS ist derzeit noch weit davon entfernt, eine organisier-
te revolutionäre Kraft zu sein. Um zu einer solchen zu werden, 
braucht es nicht nur eine kontinuierliche Aufbau- und Bildungs-
arbeit, die Verständigung auf gemeinsame Überzeugungen und 
Strategien sowie die Etablierung basisdemokratischer Struk-
turen. Linke Projekte können immer nur dann wachsen, wenn 
gesellschaftliche Gruppen politisch aktiv werden, Massenbewe-
gungen entstehen und echte politische Auseinandersetzungen 
stattfinden. Dennoch geht es schon heute darum, im Kleinen 
Erfahrungen zu sammeln, gemeinsam zu analysieren, neue Pro-
testformen zu finden, Perspektiven zu entwickeln.

Für Gramsci waren übrigens alle Menschen parteiisch – ob 
gewollt oder nicht. Sich nicht zu positionieren und zu versu-
chen, gesellschaftlichen und politischen Auseinandersetzungen 
fernzubleiben, bedeutete für ihn nicht weniger, als letztlich für 
die Herrschenden Partei zu ergreifen. Politische Abstinenz setz-
te er mit einer Art «passiver Zustimmung» gleich, weil Nichts-
tun letztlich bedeutet, die bestehenden Verhältnisse zu akzep-
tieren. Der Historiker Howard Zinn drückte dies ganz ähnlich 
aus: «You Can’t Be Neutral On a Moving Train».

« Ob eine Partei wirklich einen emanzipatorischen 
und revolutionären Charakter hat, ist keine Frage ihres 
Selbstverständnisses, sondern eine Frage der Praxis.»

Warum wir revolutionäre Parteien brauchen



Feminismus 
für die 99%

Anfang 2018 wurde das «Manifesto for a Feminism for the 99%» von Cinzia Ar-
ruzza, Nancy Fraser und Tithi Bhattacharya in einer ersten Auflage in Englisch 
veröffentlicht. Nun ist seit dem Sommer 2019 die deutsche Übersetzung des Tex-
tes erhältlich. Im folgenden Artikel möchten wir eine kurze Rezension des Buchs 
formulieren und gleichzeitig einen Blick auf den Frauen*streik vom 14. Juni 2019 
zurückwerfen. Denn die Forderungen im Manifest stellen für die feministische 
Bewegung in der Schweiz und international eine wichtige Orientierung dar.
von Linda Sander (BFS Basel)

Mit elf knappen Thesen und in einer klaren Sprache 
formulieren die drei Autorinnen ihre feministischen For-
derungen und erläutern wie diese mit Themen wie der 
Sexualität, Selbstbestimmung, geschlechtsspezifischen 
Gewalt, aber auch den Wirtschaftskrisen und dem Klima-
wandel zusammenhängen. Ein zweiter Teil des kurzen 
Buches beschreibt den weiterführenden Kontext, in wel-
chem sie ihre Thesen erarbeitet haben. Die drei Autorin-
nen grenzen sich dabei klar vom liberalen Feminismus 
der politischen Eliten der letzten Jahre ab und üben Kri-
tik am kapitalistischen Wirtschaftssystem. Es reicht eben 
nicht, einfach 50% der CEO-Stellen mit Frauen* zu be-
setzen oder als Frau* einfach etwas hartnäckiger als die 
männlichen Arbeitskollegen zu sein, wie es Sheryl Sand-
berg – Vertreterin des «lean-in»-Feminismus – propagiert. 
Der «lean-in»-Feminismus setzt dabei ganz auf eine Lö-
sung innerhalb des kapitalistischen Wirtschaftssystems 
und geht davon aus, dass sich Frauen* mit etwas mehr 
Einsatz die Hälfte der Führungspositionen in der Gesell-

schaft erarbeiten können und damit das Ungleichgewicht 
aufgehoben wird. Die Antwort der Autorinnen darauf in 
ihrer dritten These ist der «Durchsetzungs-Feminismus 
(...) ein Feminismus des Zurückschlagens: nicht lean in, 
sondern kick back».

Der Kapitalismus wird nicht nur als eine Organisa-
tionsform der Wirtschaft im Allgemeinen beschrieben, 
sondern auch als ein Prinzip, welches viele Bereiche des 
alltäglichen Lebens definiert. So werden Themen wie 
Sexismus und Rassismus nicht als Nebenerscheinungen 
unserer Gesellschaft genannt. Beides sind zentrale Ele-
mente, welche tief im Kapitalismus verankert sind und 
dieses System erst ermöglicht haben und weiterhin stär-
ken. Auch die unbezahlte Reproduktionsarbeit, welche 
zu einem grossen Teil von Frauen* übernommen wird, 
stellt eine Basis für das Funktionieren des kapitalisti-
schen Wirtschaftssystems dar. Die systematische Unter-
drückung der Frauen* und die zerstörerische Ausnutzung 
der Natur spielen beide eine tragende Rolle innerhalb des 

FEMINISMUS

32  |  antikap Nr. 11  |  Herbst 2019



Feminismus für die 99%

Kapitalismus, wie sie in der neunten These beschreiben: «Indem 
er dafür kämpft, die Zerstörung der Erde durch den Kapitalismus 
umzukehren, ist der Feminismus für die 99 Prozent ein ökoso-
zialistischer».

Das Ziel einer unendlichen Profitmaximierung kann nur in 
einem System von Dominanz und Unterdrückung verfolgt und 
verwirklicht werden. Deshalb müssen nach Arruzza, Fraser und 
Bhattacharya feministische Forderungen auch immer eine anti-
kapitalistische und ökosozialistische Perspektive einnehmen. 
Denn erst mit der Überwindung des auf Hierarchisierung und 
Machtstrukturen basierenden Systems kann eine reale Chancen-
gleichheit aller Menschen erreicht werden. Ein selbstbestimmtes 
Leben soll für alle Frauen* möglich sein. Es ist zentral einen Fe-
minismus für die 99% zu fordern!

In ihrer zehnten These halten Arruzza, Fraser und Bhattacha-
rya zudem fest: «Der Kapitalismus ist mit genuiner Demokratie 
und mit Frieden unvereinbar. Unsere Antwort lautet: feminis-
tischer Internationalismus». Damit verweisen sie nicht nur auf 
die Notwendigkeit einer Vernetzung der sozialen, antikapitalisti-
schen Bewegungen weltweit, sondern auch auf die demokratie-
feindlichen Strukturen einer kapitalistischen Gesellschaft, wel-
che es zu überwinden gilt.

Eine weitere Stärke des «Feministischen Manifestes der 99 
%» liegt darin, dass die drei Autorinnen die Zusammenhänge 
zwischen unterschiedlichen antikapitalistischen Bewegungen 
aufzeigen, da Frauen* aufgrund der geschlechterspezifischen 
Rollenverhältnisse in der kapitalistischen Gesellschaft besonders 
stark, z.B. von ökonomischen Krisen, ökologischen Katastrophen 
oder migrationsfeindlicher Politik betroffen sind. Deswegen for-
dern sie, «[…] dass Frauen* und Menschen, die traditionellen 
Geschlechterrollen ablehnen. Frauen* können «[…] die Rechte, 
die sie auf dem Papier haben oder noch zu erkämpfen hoffen, 
nur durch eine Transformation des zugrundeliegenden Gesell-
schaftssystems [verwirklichen][…].»

Frauen*streik in der Schweiz – wenn Frau* will 
steht alles still!

Der Frauen*streik am 14. Juni hat gezeigt, dass die For-
derungen aus dem Manifest von Cinzia Arruzza, Nancy Fraser 
und Tithi Bhattacharya längst nicht nur in akademischen oder 
studentischen Gruppen diskutiert wurden und werden. Mehr 
als 500’000 Menschen haben in zahlreichen Städten und Ort-
schaften der Schweiz protestiert und den öffentlichen Raum 
kämpferisch und selbstbestimmt mit ihren Forderungen besetzt. 
In vielen Städten der Schweiz fanden an diesem Tag die gröss-
ten Demonstrationen seit dem ersten Frauen*streik der Schweiz, 
1991, statt. Und dabei ging es längst nicht nur um eine Durchset-
zung von Lohngleichheit oder eine Frauen*quote im Parlament. 
Frauen* haben an diesem Tag nicht nur ihre bezahlte Lohnarbeit 
im Streik niedergelegt, sondern auch die unbezahlte Care-Arbeit 
(d.h. Kindererziehung, Hausarbeit, Pflege von älteren Menschen 

etc.) bestreikt. In verschiedenen Städten wurden bereits ab dem 
frühen Morgen Strassen und öffentliche Plätze besetzt, Aktionen 
durchgeführt und damit auf das Motto des letzten Frauen*streiks 
von 1991 verwiesen: Wenn Frau* will steht alles still.

Im Vorfeld des Streiktags erarbeiteten seit dem Sommer 
2018 zahlreiche lokale Streikkomitees Forderungen für den 
Frauen*streik und darüber hinaus. In ihren Forderungen wurde 
die Vielfalt der verschiedenen Gruppen sichtbar. Und es wur-
den wiederholt antikapitalistische und ökosozialistische Pers-
pektiven als zentrale Forderungen mit einbezogen und wesent-
liche Elemente des Manifests von Cinzia Arruzza, Nancy Fraser 
und Tithi Bhattacharya aufgenommen. So schreibt das Frau-
en*streikkollektiv in Zürich: «Aus diesem Grund fordern wir die 
Vergesellschaftung der Care-Arbeit, zu der auch die Hausarbeit 
gehört. Wir wollen einen angemessenen Lohn! Wir wollen si-
chere Arbeitsverträge, ob im Privathaushalt oder auf der Bau-
stelle. Wir wollen subventionierte Krippen und Altersheime. 
Eine echte Gleichberechtigung ist nur mittels Überwindung der 
Hierarchisierung von Menschen zu erreichen». Auch im Positi-
onspapier auf nationaler Ebene werden die verschiedenen Un-
terdrückungsformen im Kapitalismus beschrieben: «In einem pa-
triarchalen kapitalistischen System, in dem das «Männliche» und 
das «Weibliche» nicht als gleichwertig betrachtet werden, sind 
wir diejenigen, die Sexismus, Diskriminierung, Stereotypiserung 
und Gewalt ausgesetzt sind, am Arbeitsplatz, in der Ausbildung, 
auf der Strasse, zu Hause und in den staatlichen Institutionen. 
Wir sind Opfer spezifischer Unterdrückungen aufgrund unserer 
Hautfarbe, unseres sozialen Hintergrunds, unserer Situation als 
Mütter und Grossmütter, wegen unserer Beeinträchtigung, unse-
rer sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität».

Im Zuge der Vorbereitung des 14. Juni entstand in der 
Schweiz eine feministische Bewegung, die auch über den Streik-
tag hinaus, langfristig feministische Perspektiven in die Gesell-
schaft getragen hat. Dass es nach einem solch grossen Streik in 
gleicher Intensität weitergehen kann, ist unrealistisch. Dennoch 
bleiben die vielen Streikkomitees und Kollektive, ihre Vernet-
zung untereinander und die gesammelten Erfahrungen vom 14. 
Juni bestehen. Diese Ressourcen können wir für die nächsten Ak-
tionen nutzen und die Forderungen nach einem selbstbestimm-
ten, freien Leben für alle Frauen* lautstark auf die Strasse brin-
gen. Der Frauen*streik am 14. Juni war der Beginn einer grossen 
feministischen Bewegung in der Schweiz und diese ist Teil der 
internationalen feministischen Bewegung!

«Feminismus für die 99%» gibt es im Buchhandel 
zu kaufen oder unter folgendem Link als e-Book: 
https://www.matthes-seitz-berlin.de/buch/fe-
minismus-fuer-die-99-ebook.html» 

Weiterlesen

« Der Kapitalismus ist mit genuiner Demokratie 
und mit Frieden unvereinbar. Unsere Antwort lautet: 
feministischer Internationalismus.»
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Tommy Vercetti 
«No 3 Nächt

 bis Morn»

REZENSION

Neun Jahre sind vergangen, seit Tommy 
Vercetti mit seinem Debütalbum «Seiltän-
zer» nicht nur die Schweizer HipHop-Szene 
aufgemischt, sondern auch gezeigt hat, wie 
politisch links verortetes künstlerisches 
Schaffen weit weg von Plattitüden und 
Szenenunterhaltung funktionieren kann. 
Nun ist sein Nachfolgewerk «No 3 Nächt bis 
Morn» erschienen. Es ist ein Album gewor-
den, das sich nicht nur für Rap-Fans lohnt.
von Matthias Kern & Mats Brunner (BFS Zürich)

Der nach eigener Aussage politisch relevanteste Rapper der 
Schweiz hat am 27. September sein neues Soloalbum – «No 3 
Nächt  bis Morn» – veröffentlicht. Die 15 neuen Songs auf dem 
Album sind nicht nur ein künstlerisches Werk, sondern auch ein 
politisches Manifest geworden. Doch Vercetti unterscheidet sich 
von bloss Parolen-dreschenden linken Szene-Rapper*innen, in-
dem er Eindrücke aus Kunst und Literatur verarbeitet und sich 
so einen eigenen lyrischen Zugang zu Themen wie Unterdrü-

ckung oder Lohnarbeit schafft. In «No 3 Nächt bis Morn» kommt 
der Anspruch, nicht nur zu unterhalten, sondern auch zu bilden, 
zum Denken anzuregen noch besser zur Geltung, als im Debu-
talbum «Seiltänzer», auch wenn dadurch die Songtexte stellen-
weise Gefahr laufen, ins Kryptische umzuschlagen. Durch die 
vielfältigen und teilweise sehr dicht präsentierten intellektuel-
len Einflüsse ist an gewissen Stellen nicht auf den ersten Blick 
ersichtlich, wohin Vercetti mit seinen Texten genau will.
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Tommy Vercetti «No 3 Nächt bis Morn»

 «Eui Firme, eui Banke, eue Staat stö uf 
wiibleche Bei, u die gheiä we si wei!»

Am stärksten ist Vercetti dort, wo er direkt auf politi-
sche Bewegungen in der Schweiz Bezug nimmt. Zum Bei-
spiel im Song «Who Cares?», in dem er die Geringschät-
zung der Care-Arbeit und die Verdrängung der Frau aus 
der Geschichte thematisiert. Vercetti liefert mit dem star-
ken Track einen schönen Rückblick auf den Frauen*streik 
und erinnert gleichzeitig an den zentralen Slogan der 
basisgewerkschaftlichen Betreuer*innengruppe Trotzpha-
se, die sich für bessere Arbeitsbedingungen und grössere 
Wertschätzung von Betreuungsberufen einsetzt. Auch der 
Klimastreik findet bei Vercetti eine musikalische Verarbei-
tung. In «Nordwärts» wird Vercetti zum Klimamigranten, 
der das unbewohnbar gewordene Bern in Richtung Sibiri-
en verlassen muss. Die dystopische Umsetzung verhindert 
jedoch, dass inmitten der apokalyptischen Schilderungen 
eine politische Perspektive erkennbar wird.

Weiter ist auch die Geburt von Vercettis Tochter ein 
präsentes Thema auf der Platte. So wird im Song «Güet-
zi» unser Wirtschaftssystem anhand einer Spielplatzszene 
beschrieben. Da ist dieser kleine Bub, der die Kontrolle 
über die Güetzi auf dem Spielplatz erlangt und damit die 
anderen Kinder kontrollieren kann. Bald haben die Gü-
etzi ihren eigentlichen Zweck, dass sie nämlich gegessen 
werden können, verloren und dienen nur noch der Durch-
setzung von Interessen. Trotz der einfachen Metaphorik 
gelingt es Vercetti auch hier, seine kapitalismuskritischen 
Ausführungen weder als billig noch als klischiert erschei-
nen zu lassen.

Musikalisch erweist sich die Zusammenarbeit mit dem 
Produzenten Pablo Nouvelle als gelungen. Die Beats, bei 
denen an verschiedenen Stellen Nouvelles Affinität für 
elektronische Musik zu erkennen ist, sind extrem vielfäl-
tig, wandeln sich auch innerhalb der einzelnen Stücke und 
wirken sehr überlegt auf Tommys Texte geformt.

Insgesamt hat Vercetti ein komplexes Album geschaf-
fen, bei dem gerade die streckenweise durchaus vorhan-
dene Unzugänglichkeit und Sperrigkeit der Texte den Reiz 
ausmacht.

Zum Glück legt Tommy Vercetti aber grossen Wert auf 
das Gesamtpaket des Albums, und dazu gehören neben 
der Musik auch die Gestaltung des Umschlags und ein 
umfassendes Booklet. Darin finden sich die Songtexte, die 
jeweils noch mit unterschiedlichen Zitaten von Aristoteles 
bis Karl Marx erweitert werden.

So lohnt es sich, das Album mehrmals zu hören und 
gleichzeitig im Booklet zu blättern, weil sich jedes Mal 
neue Zusammenhänge erschliessen und verborgene Be-
deutungsschichten zu Tage gefördert werden. «No 3 
Nächt bis Morn» ist daher nicht bloss für Rap-Fans interes-
sant, denn Vercetti hat ein hochgradig politisches Album 
geliefert, das inmitten der unerbittlichen Verdinglichung 
des Alltäglichen Hoffnung aufleuchten lässt.

Songtext-Ausschnitt «Who Cares?»

Wange heiss, lahmi Bei, lahme Geischt, niemer hiuft 

lääri Hirni, lääri Männer, lääri Täuer, Gäud ke Wärt 

Kakerlake, verkackti Lake, nassi Ländä, gfuuleti Huut 

losi Tribe, liislig tobe, dunkli Wägä, niene Liecht 

oni Nöchi, roti Äugli, toti Säugling, steuder vor

[...]

au Soldate het öpper gwicklet, au Generäu het öpper kläpft 

aui Banker het öpper zuedeckt, au Aktionäre het öpper pflegt 

aui Herrscher het öpper tröschtet, aui Götter het öpper gstiut 

aune Rapper het öpper gsunge, singt no immer, singt o morn

Songtext-Ausschnitt «Vorem Gsicht»
Lug, i hane Job, är macht mi kaputt, Houptsach är zaut
fingä ke Schlaf, figgetmer mi Chopf, i wirdä hiä nid aut
schaffe z lang, mache aues, niämer zaut, niämer fragt
obi glücklech wär, obi überläb’, hüt platzt mer dr Hals
i ga zu mim Chef, forderä mi Stutz, si Blick dümmlech fies
glatt rasiert u Schlips, kantige Schnitt, d Huut schwammig wiisshet ke Ziit, nickt nur doof, nid sis Bier, drittä Stock
oberscht Firmeboss, i zittere bim Chlopfe und trittä ii
glatt rasiert u Schlips, kantige Schnitt – det sitzt genau dr Gliich!verarschä die mi iz? fragi mi verwirrt, wo är mi zrächt wiist
figg uf dä, nid mit mir, i ha Rächt, vor Gricht mit däm
Azeig versandt, Achläger-Stand, dr Richter tritt ii
glatt rasiert u Schlips, kantige Schn... – nomau genau dr Gliich!Arbeitsvertrag, erwachsnige Maa, süsch gäbs ke Bewiis
mir wird schwindlig, Fiumriss, Irrsinn, Wahnsinn
verlüüre dr Verstang, tröimä gloub ds aues und flüchtä uf d Schiissi.

Auf https://tommyvercetti.lnk.to/album kannst 
du Vercettis Album bestellen und einige Lieder 
anhören.

Album bestellen
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AGENDA

Bewegung für den Sozialismus

sozialismus.ch als Newschannel

sozialismus.ch

BFS Zürich:
BFS Jugend ZH:

BFS Basel:
BFS Lausanne:

BFS Genf:
BFS Tessin:

info@bfs-zh.ch
jugend@bfs-zh.ch
basel@sozialismus.ch
vaud@mps-bfs.ch
mps-ge@bluewin.ch
mps-ti@bluemail.ch

Bewegung für 
den Sozialismus

Veranstaltung der BFS Basel

Was heisst linke Politik heute? 
21. November 2019, 19:30 
Lokal Hammerstrasse 178, 4057 Basel

Wir möchten gemeinsam diskutieren, vor 
welchen Herausforderungen linke Be-
wegungen heute stehen und was unsere 
Perspektiven sind.

Internationaler Tag gegen 
Gewalt an Frauen
25. November 2019

Am 25. November ist der jährlich statt-
findende internationale Tag gegen 
Gewalt an Frauen*. In Zürich und Basel 
wird es zu Demonstrationen kommen, 
deren genaues Datum und die Uhrzeiten 
noch nicht feststehen. Wir werden die 
entsprechenden Infos auf sozialismus.ch 
fortlaufend publizieren.

Demo: Globaler Klimastreik
29. November 2019

Die weltweiten Klimastreiks gehen in 
die nächste Runde! Am 29. November 
werden wieder Millionen Menschen auf 
der ganzen Welt auf die Strasse gehen 
und für eine sozial gerechte, ökologische 
Zukunft einstehen. In verschiedenen 
Schweizer Städten finden Demonstratio-
nen statt. Die BFS wird sich an verschie-
denen Demonstrationen beteiligen. Alle 
Details auf climatestrike.ch oder auf 
unseren Kanälen.

Lesekreis Basel

Faschismus und Neue Rechte
alle zwei Wochen am Sonntagabend an 
der Hammerstrasse 178 in Basel

Rechte Bewegungen und Parteien haben 
Aufwind. Sind sie lediglich Ausdruck 
eines stärker werdenden Nationalismus 
oder stellen sie eine reelle faschistische 
Bedrohung dar? Worin unterscheiden 
sich Rechtsnationalismus und Faschis-
mus und welche Konsequenzen hat dies 
für unseren Widerstand gegen sie?

Der Einstieg in unseren Lesekreis ist je-
derzeit möglich. Hast du Interesse? Dann 
schreibe uns an basel@sozialismus.ch.

Sitzung des Zürcher 
Frauen*streikkollektivs
7. Dezember 2019, 14 Uhr 
Streikhaus, Sihlquai 115, 8005 ZH

Nach dem Streik ist vor dem Streik und 
unser feministischer Kampf ist noch 
lange nicht zu Ende. Am 7.12.2019 findet 
die nächste Sitzung des Zürcher Frau-
en*streikkollektivs im neuen Streikhaus 
am Sihlquai 115 um 14 Uhr statt.

Das Andere Davos 2020 
17. und 18. Januar 2020, Volkshaus ZH

Am diesjährigen Anderen Davos stellen 
wir die weltweiten Klimastreiks und öko-
sozialistische Perspektiven ins Zentrum 
der Debatten. Zusammen mit der globa-
len feministischen Bewegung, welche in 

der Schweiz am 14. Juni 2019 im histori-
schen Frauen*streik ihren Ausdruck fand, 
geben die Klimastreiks und die viel-
fältigen ökologischen Proteste Anlass 
zur Hoffnung. In diesen Bewegungen 
können wir die Konturen einer solidari-
schen, feministischen und ökologischen 
Welt erkennen. Deshalb sagen wir wie 
schon beim ersten Anderen Davos 1999: 
Eine andere Welt ist möglich – System 
Change not Climate Change!

Das ganze Programm findest du auf 
sozialismus.ch/ad2020.

Veranstaltung BFS Jugend Zürich:

Was ist Ökosozialismus?
28. Januar 2020, 19:30 Uhr, Zürich

Klimakrise, Klimabewegung, Klimawahl: 
Seit zehntausende junge Menschen 
regelmässig auf die Strasse gehen und 
Druck machen, dass endlich etwas gegen 
die immer näher rückende Klimakatast-
rophe unternommen wird, sind der Kli-
mawandel und die Notwendigkeit eines 
ökologischen Umbaus der Gesellschaft 
in aller Munde. Doch wie können wir 
überhaupt ökologisch leben? Und was 
hat  die Klimakrise mit dem Kapitalis-
mus zu tun? Über diese und viele weitere 
Fragen wollen wir an unserer Veranstal-
tung zur Theorie des Ökosozialismus 
miteinander diskutieren. 

Ort und Zeit werden noch bekannt ge-
geben. Möchtest du auf dem Laufenden 
bleiben? Dann schreib’ uns doch kurz an  
jugend@bfs-zh.ch

 

sozialismus.ch


